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Christian Graf von Krockow

Ethik und Demokratie

I. Das Wertproblem in der Demokratie

1. Weimar und Bonn: Die relativistische 
und die wehrhafte Verfassung

„Die Weltanschauung der Demokratie ist der 
Relativismus." Dieser Satz stammt nicht etwa 
von einem Verächter, sondern von einem Vor-
kämpfer und Verteidiger der Demokratie zur 
Zeit der Weimarer Republik, von Gustav Rad-
bruch. Schneidender noch hat Hans Kelsen es 
ausgesprochen: „Die Regel, daß Zwang nur ge-
übt werden solle, wenn und wie der Despot be-
fiehlt, ist ebenso eine Rechtsregel wie die, daß 
Zwang nur geübt werden solle, wenn und wie 
die Volksversammlung es beschließt. Beides 
sind — vom Standpunkt eines positiven 
Rechtsbegriffes — gleichwertige Ursprungs-
hypothesen. Hier aber liegt der entscheidende 
Punkt! Ethisch-politische Vorurteile sind es, 
die dem Staats- und Rechtstheoretiker diese 
beiden Ursprungshypothesen nicht als gleich-
wertig erscheinen lassen. Man geht — meist 
unbewußt — von einem naturrechtlichen 
Rechtsbegriff aus."1)

2) Abgedruckt in: Carl Schmitt, Positionen und Be-
griffe im Kampf mit Weimar — Genf — Versailles, 
Hamburg 1940, S. 199 ff.

Die Weimarer Reichsverfassung entsprach 
solchen Auffassungen. Sie stand jederzeit — in 
ihren Grundrechtsproklamationen ebenso wie 
in ihren Organisationsbestimmungen — zur 
Verfügung des Gesetzgebers. Folgerichtig 
kann man fragen, ob die nationalsozialistische 
Machtergreifung im Ermächtigungsgesetz 
vom März 1933 nicht „streng legal” zustande 
gekommen ist — wenn man von ein paar 
«Schönheitsfehlern" wie der vorzeitigen Ver-
haftung kommunistischer Abgeordneter ab-
sieht. Im Sinne Kelsens jedenfalls war damit 
«der Führer“ statt der Volksversammlung zum 
Erzeuger und Hüter allen Rechts geworden; 
konsequent genug konnte dann der Staats-

1) Der soziologische und der juristische Staatsbe-
griff, Tübingen 1922, S. 187. — Auch Kelsen war De-
mokrat; eine seiner Schriften heißt „Vom Wesen 
und Wert der Demokratie".
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rechtslehrer Carl Schmitt die Mordserie des 
Röhm-„Putsches“ unter dem Titel „Der Führer 
schützt das Recht“ feiern2). Die Mehrheit der 
Deutschen hat es wohl nicht anders gese-
hen.
Diese bitteren Erfahrungen haben nicht nur 
Radbruch dazu geführt, sich nach 1945 einer 
Lehre vom übergesetzlichen Recht zuzuwen-
den. Die Väter des Bonner Grundgesetzes ha-
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ben die tragenden Verfassungsprinzipien je-
dem Zugriff — sei es noch so großer Mehr-
heiten — entzogen; der „Wesensgehalt" der 
Grundrechte wurde für unantastbar erklärt 
und das Bundesverfassungsgericht zum Hüter 
der Verfassung bestellt; die Grundrechte ver-
wirkt, wer sie zum Kampf gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung miß-
braucht. So entstand, was man die kämpferi-



sehe, streitbare oder wehrhafte Demokratie 
nennt. Inzwischen ist überall nicht bloß von 
Grundrechten, sondern auch von den Grund-
werten die Rede, die mit der freiheitlichen 
Verfassungsordnung untrennbar verbunden 
sein sollen.
Der wachsende geschichtliche Abstand mag 
es indessen leichter machen, sogar den Reprä-
sentanten der Weimarer Republik Gerechtig-
keit widerfahren zu lassen und selbstkritische 
Fragen zu stellen. Darf man denn die Entschei-
dungen einer bestimmten historischen Situa-
tion absolut setzen und gleichsam „auf Ewig-
keit" stellen? Wird damit die Offenheit für zu-
künftige Entwicklungen nicht gefährlich ein-
geengt, womöglich bis zu dem Punkt, an dem 
nur noch die Alternative bleibt: politische 
Lähmung oder revolutionärer Verfassungs-
bruch? Thomas Jefferson hat einmal gesagt: 
„Die Erde gehört den Lebenden, nicht den To-
ten. Es ist das Gesetz der Natur, daß Wille und 
Macht eines Menschen mit seinem Tode en-
den ... Jede Generation ist wie eine besondere 
Nation; sie hat das Recht, durch den Willen ih-
rer Macht sich selbst zu binden; aber so wenig 
sie die Bewohner eines fremden Landes in 
Fesseln schlagen darf, so wenig hat sie das 
Recht, die nachfolgende Generation zu bin-
den."3)

3) Brief an J.W. Eppes, 1813.

4) Robert Leicht, Das Grundgesetz — eine säkulari-
sierte Heilsordnung? Zur Technik der politischen 
Triebbefriedigung, in: Grundgesetz und politische 
Praxis, München 1974, S. 137.
5) Adolf Arndt, Politische Reden und Schriften, hrsg 
v. H. Ehmke u. C. Schmid, Berlin u. Bonn-Bad Godes-
berg 1976, S. 265.

Weiter: Darf das Bundesverfassungsgericht 
dem Gesetzgeber eigentlich so in den Arm fal-
len und aus dem Grundgesetz inhaltliche Ent-
scheidungen ableiten, wie es das — unter an-
derem — in den Fragen der Paritätenregelung 
an den Hochschulen, der Schwangerschafts-
unterbrechung oder der Wehrdienstverweige-
rung getan hat? Und vor allem: Wenn jeder 
sich mit „Grundwerten" wie mit Keulen be-
waffnet, um damit auf den parteipolitischen 
Gegner einzuschlagen und ihn, wenn irgend 
möglich, an oder sogar über den Rand der Ver-
fassungsordnung zu drängen — entsteht dann 
statt des demokratischen Konflikts und Kon-
senses nicht das Freund-Feind-Verhältnis ei-
nes latenten Bürgerkrieges? „Jedermann als 
Reaktionär oder als linkssozialistischen Kol-
lektivisten zu bezichtigen ist zwar an sich 
schon ein schönes Verdammungsurteil; doch 
zündend hört es sich erst an, wenn der Betrof-
fene außerdem nicht mehr auf dem .Boden des 
Grundgesetzes' steht, also nicht nur politisch, 
sondern zudem .rechtskräftig' verurteilt ist. 
Die Gegenreaktion liegt auf der Hand: Weil es 
politisch nicht gerade förderlich ist, dermaßen 
gebrandmarkt zu sein, schwört nun wieder je-

der Stein und Bein auf das Grundgesetz, alle 
auf denselben Artikel, so daß außer großem 
verbalen Aufwand nicht mehr gewonnen ist 
als eine heillose Verdeckung des eigentlichen 
politischen Konflikts."4)
Mit anderen Worten: Es ist nicht auszuschlie-
ßen, daß die mit ihren Prinzipien gepanzerte, 
mit dem scharfen Schwert unverrückbarer 
Grundwerte bewaffnete Demokratie in ein 
ähnlich auswegloses Dilemma gerät wie ihre 
wehrlose, schmählich gemordete ältere 
Schwester, welche die jüngere noch immer in 
Alpträumen heimsucht. Kann man die Freiheit 
nicht auch zu Tode schützen, nachdem man sie 
einst selbstmörderisch preisgegeben hat? Das 
ist die Frage.

2. Menschenwürde als Grundwert

Ein Ausweg aus dem Dilemma läßt sich nur 
finden, wenn das, was in der Demokratie wehr-
haft absolut gesetzt wird, die Offenheit selbst 
ist — die Offenheit auch für verschiedenartige 
und umstrittene Zukunftsentwicklungen. 
Diese wehrhafte Absolutsetzung der Offen-
heit ist unter der Bedingung möglich, daß der 
Begriff der Menschenwürde so zum Funda-
ment gemacht wird, wie dies das Grundgesetz 
folgerichtig getan hat, indem es in Artikel 1 
den Maßstab für alles weitere setzt: „Die 
Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist die Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt."
Übrigens ist es kein Zufall — darauf hat Adolf 
Arndt mit Recht hingewiesen —, daß der Be-
griff der Menschenwürde, der dignitas huma- 
na, bereits im 17. Jahrhundert bei Samuel Pu-
fendorf zu einem Angelpunkt der Staatskon-
struktion wurde. Der Begriff „beginnt seine ge-
schichtliche Wirksamkeit in der Stunde, in der 
das Seelenheil aufhört, die gemeinsame 
Staatsformel zu sein, weil man sich über den 
Weg zum Seelenheil entzweite ... Über die 
Gleichberechtigung des Bürgers im Staate und 
über die Erträglichkeit des politischen Mitein-
anders entscheidet nicht mehr die Überein-
stimmung in der Wahrheit, sondern das wech-
selseitige Anerkennen des Menschseins als 
eines unbedingten personellen Wertes."5)



Was als Würde des Menschen nicht angeta-
stet werden darf und in den weiteren Grund-
rechten, aber durchaus auch in Verfahrensre-
gelungen der Verfassung und des Rechtsstaats 
sich entfaltet, was in der Geschichte der Neu-
zeit seit Pufendorf, Roger Williams und John 
Locke als Freiheit geistig entworfen, was dann 
politisch erkämpft und schließlich im Sozial-
staat materiell untermauert wurde, das ist — 
im genauen und strikten Gegensatz zu jeder 
vorgegebenen und verordneten „Natur" oder 
inhaltlichen Zielsetzung menschlichen Da-
seins und gesellschaftlicher Verhältnisse — 
eben die Offenheit Es sind die Fähigkeit und 
das Recht jedes einzelnen, selbst über seine 
grundlegenden Werte und Wahrheiten zu be-
finden und zu entscheiden, wie und wohin er 
sein Leben im Letzten führen will.
Demokratie wird dann möglich, sie ist dann — 
und nur dann — notwendig, wenn anerkannt 
wird, daß es keine inhaltlich bestimmten Sinn-
konstruktionen oder Überlieferungen mehr 
gibt, auf die alle verpflichtet und über die alle 
inig sind, daß man vielmehr in einer Vielfalt 

der Wert- und Wahrheitsvorstellungen sich 
miteinander einzurichten hat, ohne einander 
zu verfemen, zu verfolgen und zu vernichten. 
Die Offenheit in der Frage grundlegender 
Werte wird in der kämpferischen Demokratie 
absolut gesetzt, weil sie die einzige Alterna-
tive bildet zum Absturz ins radikale Freund-
Feind-Verhältnis, in den weltanschaulich ge-
prägten Bürgerkrieg, in die revolutionäre oder 
konterrevolutionäre Verschmelzung von Tu-
gend und Terror.
In der Tat ist also Demokratie insofern relati-
vistisch und muß es sein, als sie nicht aus „der 
Wahrheit“ lebt, aus keiner Art von letzter 
Wahrheit — sondern aus der Suche nach 
Wahrheit und der Möglichkeit des Dialogs 
über sie. Der Sachverhalt wird vor allem vom 
Gegenpol, von der Negation her einsichtig: 
Wo „der Führer" die „Vorsehung" kommandiert 
oder eine Monopolpartei die Wahrheit der 
Geschichte verwaltet, da gibt es Demokratie 
allenfalls als Farce; es gibt sie jedenfalls nicht 
als Freiheit zum legitimen Abweichen und 
Anderssein. Und gesetzt sogar, irgendeine 
Elite hätte tatsächlich die Wahrheit schlecht-
hin in den Händen, so wäre dennoch ihr An-
spruch, daraus zugleich die Legitimation herr-
schaftlicher Durchsetzung abzuleiten, strikt 
zurückzuweisen. Denn damit verkäme die 
Wahrheit schon zu Propaganda und Indoktri-
nation, der Dialog zur Unterwerfung, die 
Würde der je eigenen Entscheidung des Bür-
gers zu seiner Entmündigung. „Ein Staat, der 

sagt, was gut und schön, richtig und wahr ist, 
ein Staat, der vorgibt, ein Hort menschlicher 
Wärme zu sein, kann nur repressiv für seine 
Bürger, lähmend für eine lebendige Entwick-
lung, lächerlich und hassenswert für den Au-
ßenstehenden sein."6) Genau an diesem Punkt 
und einzig hier beginnt die rechtmäßige, un-
verzichtbare Wehrhaftigkeit des demokrati-
schen Prinzips und der darauf gegründeten 
Verfassung. Um es in sarkastischer Zuspitzung 
zu sagen: Grundwerte sind verfassungswidrig 
— sofern, sie, vom Staat verbindlich gemacht, 
inhaltliche Festlegungen meinen, die die 
Würde des Menschen als Mündigkeit, Ent-
scheidungsfähigkeit und Offenheit zur Zu-
kunft hin verletzen.

6) Guy Kirsch, Radikale Liberalität in einer geizigen 
Welt — Gedanken zur Umorientierung, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 23/79, 9. Juni 1979,
S. 24.
7) R. Leicht, a. a. O., S. 140.

Im einzelnen darf und muß man gewiß darüber 
streiten, was getan werden muß, um die 
Würde des Menschen zu wahren und die 
Mündigkeit, die Eigenverantwortung des Bür-
gers zu stärken. Es geht auch um materielle 
Bedingungen, vom Mindestmaß sozialer Si-
cherheit bis zum Optimimum an Chancen-
gleichheit für Bildung und Beruf. Aber nur die 
praktische Erfahrung kann sagen, was nützlich 
und was schädlich ist. Das notorische, um 
nicht zu sagen neurotische deutsche Bemühen 
jedenfalls, alles zum angeblichen „Verfas-
sungsauftrag" zu stilisieren, sollte tief verdäch-

< tig sein. Es gibt — um nur zwei Beispiele zu 
nennen — einen Verfassungsauftrag weder 
zum traditionell gegliederten Schulsystem 
noch einen zur Gesamtschule. Und es gibt kei-
nen Verfassungsauftrag für eine bestimmte 
Wirtschaftsordnung, es sei denn in der Nega-
tion: Wer etwa den Bürgern vorschreiben will, 
was ihre „wahren" Bedürfnisse seien und was 
sie demgemäß zu konsumieren hätten und was 
nicht, der betreibt das Geschäft der Entmündi-
gung. Insgesamt gilt: „Je mehr die politischen 
Kräfte dazu neigen, nur solche Interessen für 
achtbar zu halten, die sich direkt auf einen 
Verfassungsauftrag berufen können, um so 
stärker leisten sie dem fatalen Vorurteil Vor-
schub, wonach politische Interessen für sich 
genommen nicht nur nicht besonders aner-
kennenswert sind, sondern geradezu verwerf-
lich. Diese Denunziation des Politischen muß 
ein parlamentarisches System auf das emp-
findlichste treffen, abgesehen von dem hohen 
Maß an Realitätsverlust, das sie bei seinen 
Bürgern auslösen kann."7)



Die Konsequenz ist eben: der Versuch, sich 
wechselseitig an oder über den Rand der Ver-
fassung zu drängen, das Freund-Feind-Ver-
hältnis als Inbegriff des Politischen — und 
Starrheit als politische Tugend. Erstarrung 
aber, die negative Spirale von Unterdrückung 
und Aggression, bedroht am Ende die politi-
sche Ordnung mit Reformunfähigkeit und da-
mit mit dem katastrophenartigen Zusammen-
bruch; auch dies ist ja eine der politischen Leh-
ren, die aus der neueren deutschen Ge-
schichte zu ziehen sind.
Die Versuchung, „Grundwerte" und letzte 
Wahrheiten in die politische Auseinanderset-
zung mit Hilfe der Verfassungsinterpretation 
einzuführen, ist in den letzten Jahren ständig 
gewachsen. Deshalb gilt mit noch verstärkter 
Aktualität, was Adolf Arndt, und nicht bloß für 
Parteien, schon 1960 formuliert hat: „Ich bitte, 
es als das Herzstück meines Versuchs, als den 
beschwörenden Zuruf meiner Ausführungen 
aufzufassen, wenn ich jetzt sage: Die Un-
menschlichkeit bricht aus, sobald im Vorletz-
ten, wie es jeder demokratischen Partei als Ort 
gebührt, eine letzte Wahrheit vom Menschen 
zum Maßstab für mitmenschliche Gemein-
schaft erhoben wird."8)

9) Zit. nach E. Bernstein, Sozialismus und Demokra-
tie in der großen englischen Revolution, Stuttgart
19082, S. 67.
10) Siehe dazu v. Verf: Soziologie des Friedens, Gü-
tersloh 1962, Teil I.

3. Bedingungen der Toleranz

Dem Begriff der Menschenwürde geschicht-
lich und der Sache nach eng verwandt ist das 
Prinzip der Toleranz. Es sei darauf näher ein-
gegangen, weil an ihm eine weitere Bedingung 
der freiheitlichen und doch wehrhaften Demo-
kratie sichtbar gemacht werden kann.
In Lockes „Brief über Toleranz“ — einem ideel-
len Manifest der „glorreichen" Revolution von 
1688 — heißt es: „Der wirft Himmel und Erde 
zusammen, diese am weitesten voneinander 
entfernten und gegensätzlichen Dinge, der die 
beiden Ordnungen vermischt, die in ihrem Ur-
sprung und Amt und in jeder Hinsicht total 
verschieden sind." Locke proklamiert damit 
die Trennung von Staat und Kirche als Prinzip 
des Friedens; zum mindesten proklamiert er, 
daß der Status des Staatsbürgers vom Konfes-
sionsstatus unabhängig sein und der eine auf 
den anderen keine Auswirkungen haben 
soll.
Von der Proklamation zur Praxis ist es freilich 
ein weiter Weg. Zwar gibt es schon frühzeitig 
Zitadellen der Toleranz, wie in den Niederlan-
den; es gibt dann in Brandenburg-Preußen die

8) A a. O„ S. 273. 

von „oben“ aufgezwungene, eine administrier-
te Toleranz, die „unten", bei den Untertanen, al-
lerdings ganz überwiegend auf Unverständnis 
und Widerstand stößt und einen frommen Lu-
theraner und berühmten Liederdichter wie 
Paul Gerhardt gewissermaßen zum Märtyrer 
der Toleranz macht — man ist versucht zu sa-
gen als einen „Radikalen" seiner Zeit, der des-
halb sein Amt verlor. Aber erst im späten 
18. Jahrhundert, in der Verfassung von Virgi-
nia, die das Modell für die Vereinigten Staaten 
schuf, wurde die Trennung von Staat und Kir-
che ausdrücklich zum Prinzip erhoben.
Wie dramatisch die von Locke proklamierte 
Wendung tatsächlich war, mag ein weiteres 
Zitat anschaulich machen: „Die Toleranz“, 
schrieb die während der großen puritanischen 
Revolution in Westminster tagende „Assem-
bly of Divines" an das englische Parlament, 
„würde aus diesem Königreich ein Chaos, ein 
Babel, ein zweites Amsterdam (!), ein Sodom, 
ein Ägypten, ein Babylon machen. Wie die 
Erbsünde die Ursünde ist, die den Samen und 
Laich aller Sünden in sich trägt, so trägt die 
Toleranz alle Irrtümer und alle Sünden in ih-
rem Schoß."9) Nachträglich ist es leicht, dies 
einfach als Fanatismus und Bigotterie abzutun 
— oder, auf der Gegenseite, als einen Zynis-
mus der Staatsräson. Das alles war gewiß auch, 
aber keineswegs nur im Spiel; es handelt sich 
um viel mehr: Das „cuius regio, eius religio“ 
war angesichts der Religionskämpfe, der 
Kriege und Bürgerkriege, die Europa erschüt-
terten und verwüsteten, im 17. Jahrhundert 
die schlechthin rettende Friedensformel. So 
hat es auch noch Lockes großer Vorgänger, 
Thomas Hobbes, gesehen und einsichtig zu 
machen versucht10 ).
Wenn schließlich doch das andere, auf die To-
leranz gegründete Friedensprinzip sich mehr 
und mehr durchzusetzen vermochte, dann be-
ruht das auf einer Voraussetzung, die sich 
durchaus nicht von selbst versteht und die in 
ihrer Bedeutung nur selten gewürdigt wird. 
Gesellschaftliche Voraussetzung der Toleranz 
ist nämlich, was als Entwicklung zur Komple-
xität oder zur Gliederung des sozialen Ge-
samtsystems in Subsysteme beschrieben wer-
den kann. Dabei ist das Individuum im Gegen-
satz zu den ständischen oder kastenartigen 
Gliederungen der vormodernen Gesellschaft 
nicht nur einem Subsystem dauernd zugeord-



net, sondern jeder einzelne muß in vielen Be-
reichen mit ständig wechselnden Anforderun-
gen seine „Rollen" spielen. Anders und einfa-
cher ausgedrückt: Der vormoderne Mensch ist 
typischerweise das, was er ist, ganz und für im-
mer: Knecht, Bauer, Grundherr, Priester; es 
geht nicht um auswechelbare Teilrollen, son-
dern in aller Regel um ein vorgegebenes 
Schicksal. Der moderne Mensch dagegen er-
wirbt oder verläßt eine Vielzahl von Rollen: 
des Ehepartners, Berufs,- Vereins-, Partei-, 
Konfessionsangehörigen und so fort. Und er 
muß die Vielfalt und Verschiedenartigkeit der 
jeweiligen Rollenzumutungen tragen und aus-
balancieren, oft sogar als Konflikt erfahren 
und bestehen.

Doch gerade hierin steckt die gesellschaftli-
che Bedingung der Freiheit und der Toleranz: 
Staatsbürgertum und Konfessionszugehörig-
keit vereirgen sich zwar in der gleichen Per-
son, aber da sie sich auf verschiedenartige 
„Subsysteme“ oder „Rollen" beziehen, sollen 
ihre jeweiligen Erwartungen, Anforderungen 
und Sanktionen nichts miteinander zu tun ha-
ben. Dabei stellt das konfessionelle Toleranz-
prinzip heute natürlich nur noch den Sonder-
fall eines allgemeinen Prinzips dar, wie es der 
Gleichheits- und Toleranzartikel des Grund-
gesetzes deutlich macht, in dem es heißt: „Nie-
mand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, 
seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, 
seiner religiösen oder politischen Anschauun-
gen benachteiligt oder bevorzugt werden." 
Was gemeint ist und was dies praktisch bedeu-
tet, wird wiederum in der Negation anschau-
lich:

Wo immer jemand auf eine Rolle festgelegt, 
sozusagen festgenagelt wird, die in alle ande-
ren Rollen durchschlägt und die als ein 
Schicksal, als gleichsam naturhafte über den 
Rollenträger verfügt wird — der Deutsche, 
türkische Gastarbeiter, Neger, Jude, Homose-
xuelle, Zigeuner, die Frau, der Radikale oder 
Kapitalist, was immer —: da ist das in der mo-
dernen Gesellschaft ein Sigpal der Intoleranz, 
der verweigerten Freiheit. Verfemung ist dann 
mindestens latent immer schon vorhanden, 
und die Verfolgung kauert sich zum Sprung. 
Es ist das Obszöne an Regimen, die wir ge-
meinhin „totalitär" nennen, daß sie mit allen 
verfügbaren modernen Gewaltmitteln diese 
Intoleranz, also eine prinzipielle Antimoderni- 
^t, unter irgendwelchen Vorzeichen angeb-
lich letzter Werte und Wahrheiten neu durch-
setzen und befestigen wollen.

Es gibt noch eine andere Gefahr. In den ver-
gangenen Jahren ist oft und mit dem Pathos 
der Geringschätzung, ja der Verachtung be-
hauptet worden, als „bürgerliche" sei die De-
mokratie „nur formal". Doch auf der Formali-
sierung jedes einzelnen zum Menschen und 
zum Bürger, unabhängig davon, was er sonst 
noch in der Vielzahl seiner Rollen ist oder 
nicht ist, beruht mit dem Gleichheits- und To-
leranzprinzip unsere Freiheit. Die neuzeitli-
che Geschichte der Menschen- und Bürger-
rechte hat die Formalisierung zu ihrem Funda-
ment: das Abstrahieren von inhaltlich-mate-
riellen, dem Individuum schicksalhaft vorge-
gebenen Bestimmungen, wie sie zum Beispiel 
einer Ständeordnung auch im Rechtssinne ge-
mäß sind. Materielle Festlegung muß deshalb 
entweder den Rückfall in eine mit äußerster 
Gewaltsamkeit hergestellte und befestigte 
neue Ungleichheit mit sich bringen — oder 
die rigorose Gleichschaltung, die keine Frei-
heit zum Anderssein mehr duldet und eben-
falls nur mit äußerster Gewaltsamkeit durch-
gesetzt werden kann. In der Praxis dürften Un-
gleichheit und Gleichschaltung sich paradox 
und folgerichtig genug verbinden; die natio-
nalsozialistische Barbarei hat dies demon-
striert.
Im übrigen sollte die Tatsache, daß es noch 
und immer wieder Diskriminierung gibt — 
etwa die Benachteiligung der Frau im Beruf—, 
nicht zu dem Kurzschluß verführen, das 
Gleichheits- und Toleranzprinzip als „formalen 
Schwindel“ anzuklagen. Im Gegenteil: Im 
Kampf gegen die Diskriminierung bildet es die 
Hauptwaffe, den einzigen und unverzichtba-
ren Rechtstitel.

4. Das wohlverstandene Interesse

„Die Demokratie will und kann ihren Bürgern 
nicht ihren Lebenssinn, handlich verpackt, lie-
fern; den müssen sich die Bürger schon selber 
suchen." Dieser Satz eines entschiedenen Libe-
ralen — des Bundespräsidenten Walter 
Scheel11 ) — zieht eine Art Quersumme aus 
unseren bisherigen Überlegungen. Aber was 
eigentlich sind die Konsequenzen? Daß Demo-
kratie und Ethik unvereinbare Größen darstel-
len und demgemäß von „demokratischer Mo-
ral“ oder „demokratischen Tugenden“ sprechen 
hölzerne Eisen schmieden heißt?

11) Nach dreißig Jahren: Die Bundesrepublik 
Deutschland — Vergangenheit, Gegenwart, Zu-
kunft, herausgeg. v. W. Scheel, Stuttgart 1979, 
S. 15.



Keineswegs. Es gibt Tugenden, die Demokra-
tie fördern oder überhaupt erst ermöglichen, 
und es gibt Untugenden, ja sogar Tugenden, 
die sie behindern oder zerstören. Von .Augen-
maß" bis „Zivilcourage" könnte wohl jeder, der 
etwa mit „Politischer Bildung" je zu tun hatte, 
ein demokratisches Tugendalphabet entwer-
fen. Von solchen Tugenden und Untugenden 
wird im zweiten Teil die Rede sein.

\
Freilich: Es handelt sich eben nicht um Hand-
lungsanweisungen, die unmittelbar aus origi-
nären „Grundwerten" sich ergeben, sondern es 
geht um abgeleitete, um sekundäre Tugenden. 
Ihr einziger Eckstein ist die dignitas humana; 
es geht darum, die Freiheit des Bürgers poli-
tisch zu bewahren. Was er mit seiner Freiheit 
im Letzten dann anfängt, bleibt offen und un-
gewiß.

Bewahren! mögen manche ausrufen: Ist das 
nicht eine konservative Kategorie? In der Tat: 
Die üblichen Lehrbuchvorstellungen von de-
mokratischen Verhaltensweisen setzen, bis-
weilen naiv, die Existenz von Demokratie 
schon voraus. Natürlich ist sie alles andere als 
selbstverständlich. Und wo es um den Wider-
stand oder die revolutionäre Erhebung gegen 
die Gewaltherrschaft geht, da braucht man an-
dere Tugenden als die, die der Freiheitswah-
rung nützlich sind: heroische. Darin liegt einer 
der Gründe dafür, daß siegreiche Revolutio-
nen die in sie gesetzten Erwartungen so oft 
und so bitter enttäuschen; indem die einstigen 
Revolutionäre wieder und wieder den Herois-
mus ihrer Kampfzeit beschwören, reißen sie 
die Freiheit schon wieder ein, die sie doch auf-
richten wollten. Insofern gilt die Brechtsche 
Maxime: Wehe dem Land, das Helden nötig 
hat.

Die demokratische Verfassungsordnung wird 
hier also ausdrücklich schon vorausgesetzt; 
ebenso wird unterstellt, daß Reformen, schritt-
weise Verbesserungen bestehender Verhält-
nisse mit demokratischen Mitteln prinzipiell 
möglich sind. Unter diesen Voraussetzungen 
könnte man sagen, daß es um Einstellungen 
und Verhaltensregeln geht, die sich im Begriff 
des wohlverstandenen Interesses zusammen-
fassen lassen: Es ist das wohlverstandene In-
teresse aller Bürger, demokratische Verhält-
nisse als Bedingungen der Freiheit jedes ein-
zelnen zu bewahren. Genau in diesem Sinne 
hat Alexis de Tocqueville, als er am amerika-
nischen Modell demokratische Tugenden un-
tersuchte, vom wohlverstandenen Interesse 
gesprochen:

„Als die Welt durch eine kleine Zahl mächti-
ger und reicher Personen geführt wurde, lieb-
ten diese es, sich eine erhabene Vorstellung 
von den Pflichten des Menschen zu bilden; sie 
verkündeten, es sei ruhmreich, sich selbst zu 
vergessen und das Gute, wie Gott selbst, ohne 
Eigennutz zu tun." Davon ist nun nicht mehr 
die Rede, ganz im Gegenteil: „Die Amerikaner 
lieben es, sämtliche Handlungen ihres Lebens 
aus dem wohlverstandenen Eigennutz abzulei-
ten; selbstgefällig zeigen sie, wie die aufge-
klärte Eigenliebe sie ständig dazu anspornt, 
sich gegenseitig zu helfen und für das Wohl 
des Gemeinwesens einen Teil ihrer Zeit und 
ihres Reichtums zu opfern. Ich denke, daß sie 
sich hierin oft selbst Unrecht tun, denn wie an-
derswo sieht man in den Vereinigten Staaten, 
daß die Bürger sich von spontaner und unei-
gennütziger, dem Menschen natürlicher Be-
geisterung fortreißen lassen; die Amerikaner 
geben aber nicht zu, daß es so ist,, sondern ge-
ben lieber ihrer Philosophie als sich selbst die 
Ehre."
„Die Lehre vom wohlverstandenen Interesse 
steht nicht hoch, aber sie ist klar und sicher. 
Sie bewirkt keine restlose Selbstaufgabe, regt 
aber täglich zu kleinen Opfern an; für sich al-
lein bringt sie keine tugendhaften Menschen 
hervor; sie formt aber eine Vielzahl von or-
dentlichen, gemäßigten, ausgeglichenen, vor-
ausblickenden und selbstbeherrschten Bür-
gern, und lenkt sie auch nicht unmittelbar 
durch den Willen zur Tugend, so führt sie doch 
durch Gewöhnung unmerklich an sie heran." 
„Würde die Lehre vom wohlverstandenen In-
teresse in der sittlichen Welt zu völliger Herr-
schaft gelangen, so wären die außergewöhnli-
chen Tugenden zweifellos seltener. Wahr-
scheinlich wären dann aber auch die groben 
Entartungen seltener. Diese Lehre hält einige 
davon ab, sich über den Durchschnitt der 
Menschheit zu erheben; die vielen aber, die 
darunter sanken, begegnen ihr und werden 
von ihr festgehalten. Man betrachte einige In-
dividuen, sie werden durch sie erniedrigt. Man 
betrachte das Menschengeschlecht, es wird 
durch sie erhöht. Ich scheue mich nicht zu sa-
gen, daß die Lehre vom wohlverstandenen In-
teresse mir von allen philosophischen Lehren 
die zu sein scheint, die den Bedürfnissen des 
heutigen Menschen am besten entspricht, und 
daß ich sie für die wirksamste Sicherung des 
Menschen vor sich selbst halte. Deshalb müs-
sen die Moralisten der Gegenwart ihr sich vor 
allem zuwenden. Selbst wenn sie sie als un-
vollkommen ansehen, muß man sie gleichwohl 
als notwendig bejahen."



„Im ganzen glaube ich nicht, daß wir egoisti-
scher sind als die Amerikaner; der einzige Un-
terschied besteht darin, daß der Egoismus bei 
ihnen aufgeklärt ist und bei uns nicht. Jeder 
Amerikaner hat gelernt, einen Teil seiner Son-
derinteressen aufzuopfern, um das übrige zu 
retten. Wir wollen alles behalten, und so ver-
lieren wir oft alles.“ )

12) über die Demokratie in Amerika, Bd. II, Teil II, 
Kap. VIII.
13) Zum Ewigen Frieden, Erster Zusatz: Von der Ga-
rantie des ewigen Friedens.
14) Der Arbeiter, S. 71.
15) Stuttgart 1973, S. X, 54.
16) Wilhelm, ebd.

Tocquevilles Hoffnung, daß ein aufgeklärter 
Egoismus der menschlichen Selbstgefährdung 
am zuverlässigsten vorzubeugen vermag, 
könnte sich allerdings als brüchig erweisen. 
Zwar heißt es auch bei Kant — im sinngemä-
ßen Anschluß an Hobbes —, das Problem der 
Staatserrichtung sei selbst für ein Volk von 
Teufeln auflösbar — wenn sie nur Verstand 

haben13 ). Aber die Frage ist, ob die Menschen 
oft nicht eher unverständigen Engeln glei-
chen: Wesen, die heroisch-idealistisch lieber 
alles zerstören, sogar sich selbst, als ihr Prinzip 
zu opfern und das, was sie für ihre Ehre oder 
den Befehl ihres Gewissens halte

14

n. „Das tiefste 
Glück des Menschen besteht darin, daß er ge-
opfert wird, und die höchste Befehlskunst dar-
in, Ziele zu zeigen, die des Opfers würdig sind", 
schrieb Ernst Jünger im Jahre 1932 ).  Das er-
wies sich als buchstäblich und schrecklich 
wahr.
Von dem offenbar zentralen Problem, das sich 
hier andeutet, wird später noch zu sprechen 
sein. Zunächst aber sollen wichtige demokrati-
sche Tugenden analysiert werden.

II. Demokratische Tugenden

1. Kompromißbereitschaft

In seinem „Traktat über den Kompromiß" 
schreibt Theodor Wilhelm: „Die Neigung, das 
Unmögliche zu wollen und so das Mögliche 
unmöglich zu machen, hat in Deutschland sei-
nen tiefgestaffelten geschichtlichen Hinter-
grund ... Wo Kompromisse geschlossen wer-
den, wird das Subjekt in Abhängigkeit ge-
bracht. Abhängigkeit von den äußeren Um-
ständen, die gegeben und nicht beliebig verän-
derbar sind, und Abhängigkeit von anderen 
Menschen, die das Subjekt in seiner Willkür 
einschränken. Der Kompromiß ist eine Form 
des Sichentschließens, welche die Meinung 
und den Willen anderer zur Kenntnis nimmt 
und das eigene Konzept damit in Einklang 
bringt. Die Selbstherrlichkeit des Ichs wird 
ganz entschieden eingeschränkt. Eine positive 
Theorie des Kompromisses bricht insofern 
brutal in das umfriedete Gehege des deut-
schen Freiheitsbegriffes ein.“15 ) Denn dieser 
Freiheitsbegriff war eigentlich immer ein „rein 
geistiger“ und eben damit absoluter; die prak-
tische Folge jedoch war und ist „die Flucht des 
Subjekts, das durch Freiheitsbeschränkung 
von außen her bedroht ist, in den Innenraum 
der Gesinnung“16 ).

Nun kann man natürlich sagen — und so wird 
es in der Regel ja auch anerkannt —, daß Kom-
promißbereitschaft unvermeidbar ist in einer 
komplexen und dynamischen politisch-gesell-
schaftlichen Ordnung, in der stets vielfältige 
und in vielem sogar gegensätzliche Anschau-
ungen und Interessen miteinander konkurrie-
ren. Die Alternative wäre: Gewalt, die Unter-
drückung des jeweils Schwächeren durch den 
Stärkeren. Doch dann bliebe der Kompromiß 
noch immer etwas Negatives-— und die Pro-
klamation der Bereitschaft zum Kompromiß 
ein notwendiges Übel, von dem man anneh-
men muß, daß die aufs Ganze gehende Gesin-
nung es hinter sich läßt und wie eine Maske 
von sich wirft, sobald dies ohne schwerwie-
gende Folgekosten möglich scheint. Die Kom-
promißbereitschaft kann indessen und sie 
sollte mehr sein: ein positiver Akt, eine echte 
demokratische Tugend. Denn sie enthält, ja sie 
konstituiert die Anerkennung des Anderen in 
seinem Anderssein. Und in einer „Reziprozität 
der Perspektiven" bedeutet dies wiederum die 
Anerkennung meiner eigenen Individualität 
und Besonderheit. Die Positivität der Kompro-
mißbereitschaft enthält damit nichts Geringe-
res als das moralische Fundament der Freiheit. 
Wo aber das Anderssein des Anderen nicht 
wirklich anerkannt, sondern nur als notwendi-
ges Übel hingenommen wird, da wird zugleich 
die eigene Besonderheit an ein angeblich hö-
heres, abstrakt Allgemeines verraten, in des-
sen Namen letztlich allem Abweichen und 
Anderssein die Legitimität abzusprechen ist. 
So kommt es zur Selbstverkrüppelung der In-
dividualität.



Es sei im übrigen darauf hingewiesen, daß 
Kompromißbereitschaft als Tugend zugleich 
ein „gemischtes", also im positiven Sinne vom 
Kompromiß geprägtes Verfassungssystem 
voraussetzt. Es versteht sich, daß in einem ein-
seitig von „oben“ bestimmten Regime, unter 
welchem Vorzeichen immer, der Kompromiß 
nur als Übel, als allenfalls taktische Maß-
nahme auf Zeit und auf Widerruf verstanden 
werden kann. Entsprechendes gilt aber auch 
für die absolute, angeblich „reine“ Herrschaft 
von „unten", wie sie etwa der mit der Forde-
rung nach dem imperativen Mandat verbun-
dene Rätegedanke verkörpert. Das imperative 
Mandat schließt ein Verhandeln der Räte über 
Kompromisse seiner Idee nach aus; eben des-
halb muß der erzielte Kompromiß grundsätz-
lich als „Verrat" erscheinen, der mit sofortiger 
Abberufung der beteiligten Räte zu quittieren 
ist. Da das System kaum funktionieren kann, 
schlägt in der Praxis die Hoffnung auf absolute 
Freiheit ins Gegenteil um: in die rigorose Er-
ziehungsdiktatur, die erst zu schaffen behaup-
tet, was ursprünglich doch vorausgesetzt wur-
de17 ).

18) Letters to a Member of the National Assem-
bly..., 1791. Vgl. The Works of Edmund Burke, Bo-
ston 1839, Bd. 3, S. 326.
I19) Die Sozialgeschichte der Mäßigung als Ge-
schichte der Selbstdisziplinierung hat unübertrof-
fen beschrieben: Norbert Elias, über den Prozeß der 
Zivilisation, 2 Bde„ Frankfurt a. M. 19763.

2. Mäßigung

Mäßigung ist der Kompromißbereitschaft eng 
verwandt, wie auch der Toleranz, von der 
schon die Rede war und die daher nicht mehr 
gesondert behandelt werden soll.
Freiheit schafft die Möglichkeit zu maßlosen 
Unterstellungen und maßlosen Forderungen. 
Aber mit maßlosen Unterstellungen wird dem 
politischen Gegner der gute Wille abgespro-
chen, mit maßlosen Forderungen am Ende im-
mer nur die Unfähigkeit des „Systems" demon-
striert, sie zu erfüllen. So zerstört Freiheit sich 
selbst. „Menschen", sagt Edmund Burke, „sind 
genau in dem Maße zu bürgerlicher Freiheit 
qualifiziert, in dem sie ihren Begierden Bin-
dungen auferlegen ... Eine Gesellschaft kann 
nicht bestehen, wenn nicht irgendwo eine 
kontrollierende Macht gegenüber dem Willen 
und den Begierden existiert, und je weniger es 
diese Macht in den Menschen selbst gibt, de-
sto mehr muß sie von außen kommen. In der 
ewigen Ordnung der Dinge ist es bestimmt, 
das Menschen von ungezügeltem Geist nicht

17) Die konsequente Darstellung eines solchen 
Systems findet man bei Rousseau; vgl. dazu v. Verf.: 
Herrschaft und Freiheit — Politische Grundpositio-
nen der bürgerlichen Gesellschaft, Stuttgart 1977, 
S. 76 ff. — Die schlechthin klassische Formulierung 
der Gegenidee der Repräsentation stammt von Ed-
mund Burke aus seiner „Rede an die Wähler von Bri-
stol"; siehe v. Verf. a. a. O., S. 110 ff. 

frei sein können. Aus ihren Leidenschaften 
entstehen ihre Fesseln.“18 )
Als Selbstkontrolle schafft Mäßigung die Vor-
aussetzungen dafür, daß die Kontrolle durch 
äußere Gewalt allmählich zurückgedrängt 
werden kann. Geschichtlich gesehen, geht es 
um einen sehr langfristigen, über Jahrhun-
derte hin ablaufenden — und stets von Rück-
schlägen bedrohten und begleiteten — Prozeß 
der Selbstdisziplinierung19 ).
Mäßigung macht eine demokratische Verfas-
sungspraxis erst möglich. Wenn Mehrheiten 
ihre Macht rücksichtslos ausspielen, werden 
sie „streng legal“ und womöglich besten Ge-
wissens Minderheiten unterdrücken und in 
verzweifelt subversiven Widerstand treiben. 
Wenn andererseits Minderheiten Mehrheits-
entscheidungen nicht respektieren, werden 
sie die Unterdrückung provozieren, die sie 
dann beklagen.
Ohne Mäßigung keine Gewaltenteilung. Man 
stelle sich zum Beispiel einmal vor, die gegen-
wärtige Oppositionsmehrheit im Bundesrat — 
oder ein von der Opposition ständig angerufe-
nes Bundesverfassungsgericht — würde rigo-
ros die Gesetzesvorlagen von Bundestags-
mehrheit und Bundesregierung blockieren. 
Eine Verfassungskrise wäre dann über kurz 
oder lang unabwendbar. Sie könnte wohl nur 
durch die Roßkur der Gewaltenkonzentration 
behoben werden — das heißt um den Preis der 
beschädigten Freiheit aller. Entsprechendes 
gilt für die Funktionsfähigkeit von Demokra-
tie insgesamt als eines Systems, das „Staat“ und 
„Gesellschaft" übergreift; man denke an Ver-
halten und Verantwortung der Verbände, be-
sonders der Tarifparteien, an Bürgerini-
tiativen, an die Verhältnisse in den Hochschu-
len und alle Formen der Mitbestimmung, an 
die Kirchen und vieles andere mehr.

3. Konfliktfähigkeit

Konflikte gehören zum Alltag der Demokratie 
und der offenen Gesellschaft. Mehr noch: Kon-
flikte, die aus der Konkurrenz der Anschauun-
gen und Interessen, der Parteien um Mehrheit 
und Macht erwachsen, sind notwendig. Denn 



sie sorgen für Veränderungsmöglichkeiten, 
für Reformfähigkeit; sie bewahren das poli-
tisch-gesellschaftliche System vor Erstarrung. 
Eine dem Anspruch und Anschein nach kon-
fliktlose Ordnung muß deshalb tief verdächtig 
sein.
In Deutschland gibt es allerdings eine tief ver-
wurzelte Konfliktscheu. Obwohl — oder weil 
— die sozialen Fronten weniger verhärtet und 
zum Beispiel Arbeitskämpfe weitaus seltener 
sind als in vielen anderen westlichen Indu-
striestaaten, erregen Streiks nicht bloß Aufse-
hen, sondern Angst, manchmal bis an die 
Grenzen der Hysterie. Parteien gelten für 
stark, wenn sie Einmütigkeit demonstrieren, 
für schwach dagegen, wenn es „Flügel" gibt 
und etwa auf Parteitagen kritisch und kontro-
vers diskutiert wird. Politische Bildung wurde, 
nicht bloß dem Namen nach, in der Bundesre-
publik lange als „Gemeinschaftskunde" ver-
standen; als dann in den sechziger Jahren eine 
„Konfliktpädagogik" sich entwickelte, geriet 
sie alsbald ins Kreuzfeuer der Verdächtigun-
gen, so als betreibe sie schlechthin das Ge-
schäft der „Systemveränderer" und eines ge-
waltsüchtigen Radikalismus. Daß es Einseitig-
keiten und dogmatische Verengungen gege-
ben hat, sei nachdrücklich zugestanden20 ). 
Aber die Kritik schoß weit übers Ziel hinaus, 
verlor manchmal jedes Maß und offenbarte 
eben damit die Abgründe deutscher Harmo-
niebesessenheit.

21) Bei Richtungskämpfen in Hochschulen wurde 
„Pluralismus“ oft gefordert, um Einfluß zu gewinnen, 
aber verneint, sobald Vorherrschaft gesichert 
schien — ein für die Offenheit tödlicher Vorgang.

Doch noch einmal: In der offenen Ordnung der 
Demokratie ist es notwendig und legitim, daß 
die Vielfalt der Anschauungen und Interessen 
sich zum Kampf um ihre Durchsetzung organi-
siert. Und die auftretenden Konflikte können 
produktiv statt destruktiv ausgetragen wer-
den, sofern sie allgemein anerkannten Verfah-
rensregelungen unterliegen, die Rechtsstaat, 
Verfassung und Konventionen bereitstellen 
— ein Insgesamt von geschriebenen und unge-
schriebenen „Spielregeln", an die alle Beteilig-
ten sich binden.
Die Offenheit ist so wichtig wie die Verfah-
rensregelung, und beide sind aufeinander be-
zogen. Nur wo alle Interessen und Anschau-
ungen zum Zuge kommen und nicht vorweg 
ausgeschlossen werden, kann man erwarten, 
daß sie auf die Dauer die Spielregeln achten 
und einhalten, statt entweder in Resignation 
oder in verzweifeltes Aufbegehren zu verfal-
len.

20) Zur Darstellung und Kritik am Beispiel der „Hes-
sischen Rahmenrichtlinien Gesellschaftslehre" vgl. 
V. Verf.: Reform als politisches Prinzip, München 
1976, S. 62 ff.

Wo indessen die geltenden Regelungen Orga-
nisations- und Aktionsmöglichkeiten eröff-
nen, da läuft jede Regelverletzung auf die Stö-
rung, letztlich auf die Zerstörung der offenen 
Ordnung hinaus: Insgeheim wird der eigene 
Anspruch absolut gesetzt, der Konfliktpartner 
nicht als solcher anerkannt; genau damit wird 
die Offenheit für legitim verschiedenartige 
Anschauungen und Interessen schon verneint. 
Als Folge wird eine negative Spiralbewegung 
in Gang gesetzt: Der nicht anerkannte Kon-
fliktpartner muß um seiner Selbstbehauptung 
willen ebenfalls die Partnerschaft aufkündi-
gen und sich zu den geltenden Regelungen 
subversiv verhalten; er muß und wird versu-
chen, sie zu seinen Gunsten umzustürzen, um 
die eigene Vorherrschaft zu sichern und auf 
Dauer zu stellen21 )- Allgemein entsteht ein 
Klima des abgründigen Mißtrauens. Gerade 
diese Negativität zeigt im Kontrast, daß die 
Wechselbezüglichkeit von offener Ordnung 
und anerkannter Verfahrensregelung auch — 
oder sogar gerade in der Legitimation von 
Konflikten zugleich Integration bedeutet und 
das Gegenteil von brachialer Gewalt meint: 
Die Konfliktparteien sind in dem Sinne Part-
ner, daß sie einander eben als legitime Kon-
fliktparteien anerkennen und das Vertrauen 
auf die Einhaltung der Verfahrensordnungen 
vorgeben.
Konfliktfähigkeit stellt also eine elementare 
demokratische Tugend dar. Allerdings handelt 
es sich um eine komplexe Tugend, in die an-
dere Tugenden — vor allem: Sensibilität für 
„Spielregeln", engagierte Distanz, Selbstbe-
wußtsein — schon eingegangen sind. Von die-
sen Tugenden wird noch zu sprechen sein. 
Hier wie überall kommt es darauf an, nicht 
Einzelaspekte zu isolieren, sondern Ver-
schränkungen, Bedingungszusammenhänge 
zu beachten.
Die Bedeutung der Konfliktfähigkeit als ein-
geübter Tugend zeigt sich nicht zuletzt in ih-
rer immunisierenden Wirkung gegenüber der 
Faszinationskraft des totalitären Regimes. 
Diese Faszinationskraft ergibt sich wesentlich 
daraus, daß es um den — im Grunde un- und 
vorpolitischen — Traum von der Idylle, von 
der Konfliktfreiheit und absoluten Harmonie 
geht: als „Endlösung" nach einem letzten, äu-
ßersten Kampf, gleich ob revolutionär oder re-
staurativ; daher erweist sich der totalitäre 
Traum in Krisenlagen immer dort als gefähr-



lieh attraktiv, wo es an demokratischen Tradi-
tionen mangelt Man denke an die unter-
schiedlichen, ja gegensätzlichen deutschen 
und amerikanischen Reaktionen auf die Welt-
wirtschaftskrise: hier die Vernichtung der De-
mokratie in der nationalsozialistischen Mach-
tergreifung und in der Proklamation der 
„Volksgemeinschaft", dort die Entscheidung 
für Roosevelt und seinen New Deal, also für 
den Versuch demokratischer Erneuerung.
Der Traum von der umfassenden Gemein-
schaft kann Abweichen und Anderssein kei-
nesfalls dulden, denn wo es um das Gemein-
schafts- und Menschheitsheil schlechthin 
geht, wird jeder, der abweicht und ausbricht, 
zum Gemeinschafts- und Menschenfeind 
schlechthin, der entweder zwangsweise be-
kehrt und eingefügt oder aber — sofern er sich 
nicht bekehren läßt oder als nicht einfügbar 
definiert wird — vertrieben und vernichtet 
werden muß. Der schauerliche Doppelsinn, 
der sich mit dem Begriff der „Endlösung" ver-
bindet, macht die Zusammenhänge sichtbar: 
Der Schein der Volksgemeinschaft und der 
Idylle findet seine nur zu folgerichtige Ergän-
zung in der Realität des Konzentrations- und 
Vernichtungslagers und im Krieg. Im übrigen 
panzert die Behauptung, man werde im Fege-
feuer des absoluten Kampfes die absolute Ge-
meinschaft verwirklichen, den Terror und die 
Gewalt mit dem guten Ge
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wissen. In den auf 
den Stalinismus bezogenen Worten von Jules 
Monnerot: „Um mitten im Frieden die kriege-
rischen Aktionen, die konzentrationären 
Praktiken und das Wiederauftauchen der 
Sklaverei zu entschuldigen, bedarf es nichts 
geringeren als einer Verheißung des Paradie-
ses. Auf diese Weise kommt es zu einer unmit-
telbaren Verbindung zwischen Heilsgewiß-
heit und menschlicher Scheußlichkeit." )
Das ist die Alternative: Entweder die Freiheit 
zum Anderssein, zur legitimen Vielfalt und 
auch Gegensätzlichkeit von Anschauungen 
und Interessen in der offenen, demokratisch 
verfaßten Ordnung um den Preis der aus-
drücklich anerkannten Konflikthaftigkeit — 
oder scheinhafte Geborgenheit in der Ge-
meinschaftsidylle um den Preis teils der tota-
len Konformität, teils der Gewalt und des Ter-
rors.

4. Sensibilität für Spielregeln

Tugenden sind kein Naturereignis; sie fallen 
nicht vom Himmel. Ebensowenig lassen sie

22) Soziologie des Kommunismus, Köln und Berlin 
1952, S. 356.

sich durch pure Willensakte herbeizwingen. 
Tugenden entwickeln sich oder verkümmern 
mit den Umständen; sie sind Produkte der Er-
ziehung im weitesten Sinne, einschließlich der 
Erziehung durch bewußte oder vorbewußte 
geschichtliche Überlieferungen.
Die Bedeutung einer Sensibilität für Spielre-
geln muß nach dem schon Gesagten kaum 
mehr eigens betont werden. Sie erweist sich in 
der Reaktion auf Regelverletzungen; die Si-
cherheit demokratischer Freiheit hängt ent-
scheidend davon ab, daß Bürger zum Beispiel 
durch Änderung ihres Wahlverhaltens den 
Machtmißbrauch ahnden, den die Regelverlet-
zung signalisiert. Die Erfahrung, daß Macht-
mißbrauch zum Machtentzug führt, stellt zu-
gleich den denkbar wirksamsten präventiven 
Schutz der Freiheit dar. Für freiheitsfeindliche 
Regime ist hingegen typisch, daß sie die Be-
deutungslosigkeit formaler Regelungen ge-
genüber den Inhalten und Zielen proklamie-
ren oder jedenfalls stillschweigend praktizie-
ren.
In solcher Perspektive wird die Frage wichtig, 
was eigentlich für die Erziehung zur Spielre-
gelsensibilität getan oder nicht getan wird. Po-
litische Bildung will in der Regel entweder 
Kenntnisse vermitteln oder für „Anliegen" en-
gagieren; von den Spielregeln handelt sie 
kaum. Ob dies im Rahmen eines Bildungswe-
sens geändert werden kann, in dem es ständig 
um den Ernstfall des Überlebens im Zensuren-
wettkampf geht, ist freilich nicht sicher. Über-
dies müßte es wohl weniger um den lehrhaften 
Disput als vielmehr um praktische Verhal-
tenserziehung gehen. Dem Herzog von Wel-
lington wird der Satz zugeschrieben, die 
Schlacht von Waterloo sei auf den Spielfel-
dern von Eton gewonnen worden. Wohlge-
merkt: auf den Spielfeldern, nicht in den Stu-
dierstüben. Der Satz dürfte noch mehr besa-
gen, wenn er auf die Entwicklung zur Demo-
kratie statt auf eine Schlacht angewandt wird. 
Die anglo-amerikanische Ganztagsschule bie-
tet für die praktische Verhaltenserziehung ja 
ganz andere Möglichkeiten als unsere Vormit-
tags-Wortschule, in der sich Verhaltenserzie-
hung meist auf ein disziplinierendes Mini-
mum beschränkt: Seid ruhig, schreibt nicht ab, 
prügelt euch nicht auf dem Pausenhofl
Die Sensibilität für Spielregeln wird nicht nur 
durch die Bildungsinstitutionen vermittelt 
oder verschüttet, sondern entscheidend durch 
das, was Parteien, Parlamente, Regierungen 
und Verwaltungen tun. Hierzulande ist frei-
lich die Neigung groß, auf jede auftauchende 
Schwierigkeit mit dem Ruf nach Regelverän-



derungen zu reagieren; das Grundgesetz 
wurde in den dreißig Jahren seines Bestehens 
schon häufiger und teilweise tiefgreifender 
verändert als die amerikanische Verfassung in 
beinahe zwei Jahrhunderten.
Man kann aber mit der Verfassung und mit 
dem Rechtsstaat gar nicht konservativ genug 
umgehen. Gerade darauf beruht die Zu-
kunftsoffenheit. Das Vertrauen darauf, daß 
„die anderen" die Regeln achten und nicht 
etwa umstürzen werden, sobald sie einmal mit 
der Mehrheit und der Macht allein sind, 
schafft erst die Voraussetzung dafür, daß ein 
demokratischer Wandel sich angstfrei vollzie-
hen kann. Manipulationen dagegen zerstören 
dieses Vertrauen, und die Folge ist Erstarrung: 
Wo einmal die Regeln mißachtet wurden, 
kann es wieder geschehen; deshalb „umarmt" 
man einander krampfartig, damit nur ja keine 
Hand frei wird, die nach dem Dolche greifen 
kann. In diesem Sinne war etwa die langjäh-
rige Große Koalition in Österreich wesentlich 
ein Produkt der bitteren Bürgerkriegserfah-
rungen, die „Schwarz" und „Rot" zwischen den 
Weltkriegen miteinander gemacht hatten.
Den dialektischen Zusammenhang zwischen 
Konservativität hinsichtlich der formalen Re-
gelungen und Progressivität, Veränderungsof-
fenheit in der Sache hat J. A. Schumpeter ein-
mal in ein plastisches Bild gebracht: Ein Auto 
muß nicht langsamer, sondern kann im Gegen-
teil um so schneller fahren, je wirksamere 
Bremsen es hat. In der Tat: Ohne Bremsen 
forsch zu fahren, ist nicht etwa ein Zeichen 
von Mut, sondern unverantwortlicher Leicht-
sinn — und die Panik der Passagiere, ihr 
Wunsch, um jeden Preis anzuhalten und aus-
zusteigen, dann nur zu verständlich.
Zu bedenken ist auch: Häufige Regelverände-
rungen, sogar wenn sie „streng legal" vollzogen 
werden, stumpfen die Sensibilität des Bürgers 
ab — Regeln sind offenbar nicht so wichtig. 
Der Schritt zur Apathie und Resignation ist 
dann nicht mehr groß: „Die da oben machen ja 
doch, was sie wollen!“ So darf man sich nicht 
wundern, wenn die kritische Reaktion aus-
bleibt, wo sie nötig wäre.

5. Vertrauen und Mißtrauen

Ohne Vorgabe von Vertrauen ist Demokratie 
nicht möglich. Davon war eben schon die 
Rede. Aber die Demokratie lebt zugleich auch 
vom Mißtrauen: Macht verführt zum Macht-
mißbrauch, besonders wenn sie sich- in einer 
Hand konzentriert und zum Monopol gerinnt. 

Gewaltenteilung will dem begegnen; sie ist 
deshalb ein Ausdruck des institutionalisierten 
Mißtrauens. In klassischer Form wurde der 
Sachverhalt in den amerikanischen „Federalist 
Papers" formuliert:
„Die wichtigste Sicherung gegen die allmähli-
che Konzentration der Gewalten in einem 
Zweig besteht darin, dafür zu sorgen, daß die 
Männer, welche die verschiedenen Zweige 
verwalten, die notwendigen verfassungsmäßi-
gen Mittel besitzen und ein persönliches In-
teresse daran haben, sich den Übergriffen der 
anderen Zweige zu widersetzen. In diesem wie 
in allen andern Fällen müssen die Maßnah-
men zur Verteidigung der voraussichtlichen 
Stärke des Angriffs entsprechen. Ehrgeiz muß 
durch Ehrgeiz unschädlich gemacht werden. 
Das persönliche Interesse muß mit den
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 verfas-
sungsmäßigen Rechten des Amtes Hand in 
Hand gehen. Es mag ein schlechtes Licht auf 
die menschliche Natur werfen, daß solche 
Kniffe notwendig sein sollten, um Mißbräuche 
in der Regierung hintanzuhalten. Aber setzt 
nicht schon die Tatsache, daß Regierung über-
haupt nötig ist, die menschliche Natur in ein 
schlechtes Licht? Wenn die Menschen Engel 
wären, so bedürften sie keiner Regierung. 
Wenn Engel über die Menschen herrschten, 
dann wäre weder eine innere noch eine äu-
ßere Kontrolle der Regierung notwendig. Ent-
wirft man jedoch den Plan einer Regierung, die 
von Menschen über Menschen ausgeübt wer-
den soll, so liegt die große Schwierigkeit darin, 
daß man zuerst die Regierung instand setzen 
muß, die Regierten zu überwachen und im 
Zaum zu halten und dann die Regierung zwin-
gen muß, sich selbst zu überwachen und im 
Zaum zu halten. Die Abhängigkeit vom Volk 
ist zweifellos das beste Mittel, um die Regie-
rung im Zaum zu halten. Aber die Menschheit 
hat aus Erfahrung gelernt, daß zusätzliche 
Vorsichtsmaßregeln notwendig sind." )
Dialektik von Vertrauen und Mißtrauen: Da-
hinter steht weder ein optimistisches noch ein 
pessimistisches, wohl aber ein skeptisches 
Mens
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chenbild. Der amerikanische Theologe 
Reinhold Niebuhr hat es prägnant bezeichnet: 
„Des Menschen Sinn für Gerechtigkeit macht 
Demokratie möglich, seine Neigung zur Unge-
rechtigkeit macht Demokratie notwendig." ) 
Wie immer wird im Kontrast anschaulich, 
worum es geht. Autoritäre oder totalitäre Re-

23) Paper No. 51. Deutsche Ausgabe: Der Föderalist, 
hrsg. v. F. Ermacora, Wien 1958, S. 296 f.
24) Die Kinder des Lichts und die Kinder der Fin-
sternis, München 1947, S. 8. 



gime, was auch sie proklamieren mögen, zer-
stören die Dialektik von Vertrauen und Miß-
trauen durch Polarisierung. Dem Volk gegen-
über beherrscht die Machthaber abgründiges 
Mißtrauen. Das Volk erscheint als schwach, 
gefährlich verführbar und eben deshalb als 
führungsbedürftig. Für sich selbst dagegen for-
dern die Machthaber grenzenloses Vertrauen. 
In seinem Gedicht „Die Lösung" hat Bertolt 
Brecht das sarkastisch dargestellt:

Nach dem Aufstand des 17. Juni
Ließ der Sekretär des Schriftsteller-

verbands
In der Stalinallee Flugblätter verteilen 
Auf denen zu lesen war, daß das Volk 
Das Vertrauen der Regierung verscherzt 

habe
Und es nur durch verdoppelte Arbeit 
Zurückerobern könne. Wäre es da 
Nicht doch einfacher, die Regierung 
Löste das Volk auf und
Wählte ein anderes?25 )

25) Die Polarität von schwacher, verführbarer Masse 
und revolutionärer Führungselite hat programma-
tisch schon Lenin in seiner Schrift „Was tun?" (1902) 
entworfen.

6. Engagement und Distanz

„Engagiert euch!“ tönt es allüberall, „denn das 
.Ohne mich' ist der Tod der Demokratie." An 
solchen Forderungen gemessen steht es um 
die Entwicklung in der Bundesrepublik nicht 
schlecht. Wahlbeteiligungen liegen ohnehin 
sehr hoch; die Mitgliederzahlen der Parteien 
sind in den letzten zehn Jahren erheblich ge-
wachsen; Bürgerinitiativen haben sich wie ein 
Buschfeuer ausgebreitet.
Aber so einfach und eindeutig verhält es sich 
keineswegs. Nicht bloß ist das Recht zum 
Nichtengagement ein demokratisches Frei-
heitsrecht, das schätzen lernt, wer je mit dem 
Zwangs-Enthusiasmus Bekanntschaft machte. 
Sondern es stellt sich die Frage, ob es womög-
lich auch eine verderbliche Form von Engage-
ment geben kann. Das gilt in der Tat für ein 
Engagement ohne Distanz, das den ganzen 
Menschen einfordert und deshalb Sachliches 
und Persönliches nicht mehr zu unterscheiden 
vermag. Wo man aber distanzlos alles „persön-
lich" nimmt, da wird unvermeidbar jede Sach-
differenz zur Kränkung, zum Widerhaken, der 
Wunden reißt — und jedes Auseinandertreten 
einst übereinstimmender Meinungen zum 
„Verrat“.

Weil das schwer erträglich ist, wächst einer-
seits die Konfliktscheu und andererseits das 
Bedürfnis nach Harmonie, Idylle und totaler 
Gemeinschaft. So hängt das eine mit dem an-
deren zusammen — und der verbitterte Rück-
zug ins radikale „Ohne mich!“ bildet wiederum 
nur die Kehrseite und Konsequenz radikaler, 
erst übersteigerter und dann enttäuschter Ge-
meinschaftserwartungen.
Weil jedoch die distanzlose Gemeinschaft un-
abwendbar Spannungen erzeugt, weil sie ins-
geheim immer von Spaltung und Resignation 
bedroht wird, übt sie auf ihre Mitglieder einen 
massiven Konformitätsdruck aus. Auf diese 
Weise schlägt ausgerechnet das ganz persönli-
che Engagement in die Uniformierung und au-
toritäre Disziplinierung um; im Extremfall 
entsteht, was Jean Paul Sartre die fraternit^ 
terreur genannt hat — ein Terrorismus der 
Gruppe nach innen. Er findet sein Gegenstück 
in einem Mißtrauen nach außen, das sich bis 
zur hemmungslosen Aggression steigern 
kann, in einem Freund-Feind-Verhältnis, das 
geradezu wahnhaft erfunden und nötigenfalls 
herbeiprovoziert wird, weil der Druck von au-
ßen als Bindemittel und Disziplinierungsin-
strument nach innen gebraucht wird.
An der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft kann man die Zusammenhänge exem-
plarisch erkennen. „Volksgemeinschaft", Dis-
ziplinierung und Aggression, bis hin zum Ver-
brechen der „Endlösung", bilden ein pathologi-
sches Bedingungsgefüge, das sich auf die 
eigene Katastrophe zu immer mehr verdichtet. 
Entsprechendes gibt es aber auch bei kleinen 
Gruppen, etwa bei der Entwicklung des Terro-
rismus in unserer Zeit. Mindestens in ideolo-
gischen Ansätzen findet man verwandte Züge 
jedoch schon im Alldeutschtum, im Imperialis-
mus und Einkreisungssyndrom des Kaiser-
reichs — und unter anderen Vorzeichen in 
Selbsteinschließung und Erziehung zum Haß 
auf den „Klassenfeind" in der „sozialistischen 
Gemeinschaft" der DDR. Und ist die Bundesre-
publik ganz freizusprechen? Im Zeichen des 
Kalten Krieges und des Antikommunismus 
herangewachsen, hat sie jedenfalls in erhebli-
chem Maße die Disziplinierung nach innen 
mit einer ebenso ängstlichen wie aggressiven 
Abgrenzung gegen „den Osten" verbunden; 
auch in Wahlkämpfen ist diese Verbindung 
mehr als einmal hergestellt oder doch dema-
gogisch nahegelegt worden.
Wie kann man die Gefahren abwenden? Es ist 
an das zu erinnern, was schon über die Bedin-
gungen der Toleranz gesagt wurde: Der ein-
zelne wird in der modernen, hochkomplexen 



und in „Subsysteme" gegliederten Gesellschaft 
mit einer Vielzahl von „Rollen"-Anforderun-
gen konfrontiert. Man könnte auch von einer 
Vielzahl der Loyalitätsanforderungen spre-
chen; Familie und Freundeskreis, Beruf, Kir-
che, Partei, Staat und noch manches andere 
verlangen je ihr Recht: Hingabe und Treue. 
Doch sie relativieren einander zugleich. Die 
Diskriminierung beginnt dort, wo jemand auf 
eine einzige Rolle schicksalhaft festgelegt 
wird — und die Gefährdung, auch und gerade 
die Selbstgefährdung dort, wo eine Loyalitäts-
forderung absolut gesetzt wird und alle ande-
ren gleichsam erschlägt. Denn damit werden 
die Distanzierungs- und Differenzierungsmög-
lichkeiten zerstört; die Pathologie der „Ge-
meinschaft" beginnt.
Das Prinzip der Differenzierung und Relativie-
rung setzt sich übrigens bis in die speziellen 
Rollen hinein fort, sogar in die politischen im 
engeren Sinne. Der Abgeordnete zum Beispiel 
soll ebenso Partei- und Fraktionsdisziplin wie 
Unabhängigkeit wahren und im Grenzfall sei-
nem Gewissen folgen; er soll die Sonderinter-
essen seiner Wähler vertreten und dennoch 
das Gemeinwohl nicht aus dem Auge verlie-
ren. Alle Analysen, die nur das eine oder das 
andere betonen und etwa das Repräsenta-
tionsprinzip (Art. 38 GG) gegenüber dem Par-
teienprinzip (Art. 21 GG) für hinfällig erklären, 
gehen deshalb fehl. Sie blenden die Differen-
zierung und Relativierung der Anforderungen 
aus, auf die es gerade ankommt.
Entsprechendes wäre für Politische Bildung, ja 
für soziale Erziehung im weitesten Sinne zu 
sagen. Differenzieren lernen, statt das eine, zu-
fällig Aufdringliche absolut zu setzen: dies 
würde vielleicht zu einem angemessenen Be-
griff von Bildung führen. Und vielleicht 
könnte man das, was Demokratie und offene 
Gesellschaft erfordern, in bewußt paradoxer 
Pointierung bezeichnen als: ein Ethos der en-
gagierten Distanz26).

bei Tönnies, Kölner Zeitschr. f. Soziologie u. Sozial-
psychologie, 195,  S. 348—420.
27) Stabilität ohne Sicherheit — Vom Selbstver-
ständnis der Bundesrepublik Deutschland, in: Der 
Monat. H. 1/1978, S. 75ff.
28) Vor allem mehr Gelassenheit und Selbstbewußt-
sein wünschten deshalb Gratulanten der Bundesre-
publik zu ihrem 30. Geburtstag. Siehe u. a.: Reden 
auf die Republik, hrsg. v. R. Klett, Stuttgart 1979.

26) Zu den in diesem Abschnitt skizzierten Pro-
blemen liegen zwei tiefdringende Analysen schon 
älteren Datums vor, die indessen nichts von ihrer 
Aktualität verloren haben: Kurt Lewin, Some social-
psychological differences between the United Sta-
tes and Germany, in: Resolving Social Conflicts, 
New York 1948, deutsch: Die Lösung sozialer Kon-
flikte, Bad Nauheim 1953; Helmuth Plessner, Gren-
zen der Gemeinschaft. — Eine Kritik des sozialen 
Radikalismus, zuerst 1924, Neuaufl. Bonn 1972. — 
Die deutsche Karriere von „Gemeinschaft“ läßt sich 
ablesen an: Ferdinand Tönnies, Gemeinschaft und 
Gesellschaft. Das Buch erschien zuerst 1887 und 
blieb zunächst wirkungslos. Erst 1912 erschien die 
2. Auflage, aber 1926 war bereits die 7. erreicht. Zur 
soziologischen Kritik am Gemeinschaftsbegriff: R. 
König, Die Begriffe Gemeinschaft und Gesellschaft

7. Selbstbewußtsein
„Die Bundesrepublik Deutschland ist, dreißig 
Jahre nach den Bemühungen der Väter ihres 
Grundgesetzes, an objektiven Maßstäben ge-
messen der stabilste Großstaat Westeuropas. 
Nur — ihre Bürger können es nicht glauben. 
Für den, der immer wieder sein Leben in 
Deutschland durch längere Auslandsaufent-
halte unterbricht, ist dies bei jeder Rückkehr 
aufs neue der paradoxe Eindruck. Der objekti-
ven Stabilität , entspricht keine subjektive Si-
cherheit, dem Selbstverständnis der Bundes-
deutschen fehlt die Selbstverständlichkeit. 
Was die Umfragen als die Angstlücke be-
schrieben haben — daß von der großen Mehr-
heit, der es nach eigenem Befinden gut geht, 
ein erheblicher Teil Schlimmes erwartet —, 
erscheint vielen ausländischen Beobachtern 
geradezu als die deutsche Ideologie von heute 
oder, wenn man will, als das Grundproblem 
der kollektiven Psychologie deutscher Zeitge-
nossen."
Diese Sätze Richard Löwenthals27 ) werden 
wieder und wieder durch in- und ausländische 
Urteile bestätigt: Es fehlt an Gelassenheit und 
Selbstbewußtsein28 ). Das läßt sich geschicht-
lich erklären. Dem deutschen Bürgertum — 
seit dem Dreißigjährigen Krieg langfristig rui-
niert, stets mit der Übermacht eines Obrig-
keitsstaates konfrontiert, dessen entschei-
dende Kommandoposten der Adel besetzt hält 
— ist es nie gelungen, siegreich, aus eigener 
Kraft eine ihm gemäße politische und gesell-
schaftliche Lebensordnung durchzusetzen. 
Die Revolution von 1848 scheitert. Die na-
tionale Einigung geht hervor aus der Organi-
sationstüchtigkeit und militärischen Schlag-
kraft des alten Staates, der damit zu einem 
Zeitpunkt nachhaltige Wiederaufwertung er-
fährt, als er eigentlich historisch überholt ist. 
Die Demokratie hält erst im Gefolge der Welt-
kriegskatastrophen Einzug, am Ende auf der 
Spitze fremder Bajonette.
Sogar der wirtschaftliche Aufschwung seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts schafft keinen 
Wandel. Vielmehr entsteht die Paradoxie ei-
ner mehr und mehr bürgerlich geprägten Ge-
sellschaft — ohne bürgerliches Selbstbewußt-
sein, ja mit zunehmend antibürgerlichen Sym-



bolen und Zielvorstellungen. Nach der Reichs-
gründung werden quasi-feudale Attribute — 
die Mitgliedschaft in einer schlagenden Ver-
bindung und der Status des Reserveoffiziers — 
zu Renommier-„Standes''-Idealen. Der einzige 
je populäre nationale Feiertag hieß: „Sedan".
Sein gebrochenes Selbstbewußtsein macht es 
dem Bürgertum unmöglich, neuen Herausfor-
derungen — besonders der aufkommenden 
Arbeiterbewegung — produktiv, auf dem 
Wege von Reformen statt bloß repressiv zu be-
gegnen. In der Weimarer Zeit wird die endlich 
erreichte bürgerliche Republik — symbolisiert 
(und verächtlich gemacht) in den bürgerlichen 
Farben von 1848 — sozusagen in verkehrter 
Frontstellung von der Sozialdemokratie gegen 
das aus seinen einstigen Fortschrittspositio-
nen desertierte Bürgertum verteidigt, und am 
Ende wird die Liquidierung des bürgerlichen 
Rechtsstaates mit aktiver Unterstützung oder 
doch unter dem Beifall weiter Teile des Bür-
gertums vollzogen. Man könnte geradezu von 
einer antibürgerlichen Bürgerlichkeit, vom 
bürgerlichen Selbsthaß sprechen; er wird be-
sonders sichtbar in bürgerlichen Jugendbewe-
gungen, die seit der Jahrhundertwende unter 
nur vordergründig wechselnden Vorzeichen 
gegen alles Bürgerliche rebellieren.
Ist wenigstens seit 1945 ein Wandel eingetre-
ten? Konrad Adenauer, der Ziehvater des 
neuen Gemeinwesens, konnte vielleicht des-
halb so erfolgreich sein und prägend wirken, 
weil er die Ausnahmeerscheinung eines durch 
und durch selbstbewußten Bürgers war — wie 
auf seine Weise auch der erste Bundespräsi-
dent, Theodor Heuss. Aber sogar Adenauer 
wurde von Zweifeln heimgesucht. Sie haben 
sich seither kaum vermindert, und heute trifft 
die besondere deutsche Problematik womög-
lich zusammen mit einer allgemeinen Krise 
bürgerlicher Werte, Vorstellungen und Ver-
haltensformen.
Die Frage ist: Kann man, politisch-gesell-
schaftlich gesehen, Selbstbewußtsein über-
haupt beeinflussen oder gar schaffen? Kann 
man es pflegen und festigen? Die Frage führt 
in Tiefendimensionen menschlicher Existenz. 
Denn der Mensch hat ein — prinzipiell immer 
labiles, offenes, gefährdetes — Verhältnis zu 
sich. Darum braucht er Ansehen, ein sozial 
vermitteltes und abgestütztes Selbst-Bewußt-
sein. Und darum reagiert der Mensch auf die 
Beschädigung oder Zerstörung seines Anse-
hens mit Aggression, bis hin zum Selbstmord 
oder Mord. In der ehrwürdig unheimlichen 
Geschichte von Kain und Abel, diesem Urmy-
thos von der Aggression, antwortet Kain auf 

den Entzug „gnädigen Ansehens“ durch Je-
hova nicht mit der Auflehnung, schon gar 
nicht mit Achselzucken, sondern mit der Jagd 
auf den Sündenbock, mit dem Brudermord. 
Die Geschichte hat im 20. Jahrhundert, im 
Angesicht von Auschwitz, nichts von ihrer 
Aktualität verloren.
„Idealtypisch" gesehen, kann sich nun Selbst-
bewußtsein in zwei Grundformen oder Dimen-
sionen entwickeln. Die eine ist die „vertikale". 
In Hegels „Phänomenologie des Geistes" gibt 
es ein tiefsinniges deutsches Kapitel, das vom 
Selbstbewußtsein handelt unter dem Titel: 
Herrschaft und Knechtschaft. Vereinfacht und 
verkürzt ausgedrückt: Der Herr gewinnt 
Selbstbewußtsein durch seine Macht über an-
dere; noch der Neid, den er auf sich zieht, 
stärkt seinen Stolz. Der Knecht aber gewinnt 
Selbstbewußtsein teils in seiner „Anerken-
nung" durch den Herrn und in seiner Identifi-
kation mit ihm, teils durch die Verachtung de-
rer, die „anders" und noch unter ihm sind und 
die, gegebenenfalls, seiner insgeheim aufge-
stauten Aggressivität als Jagdobjekte freige-
geben werden.
Die zweite, alternative Möglichkeit liegt in 
der „horizontalen" Dimension der Gleichheit, 
der Solidarität, christlich gesprochen der Brü-
derlichkeit und der Liebe. Dabei geht es — 
wohlgemerkt! — nicht etwa um Gleichmache-
rei oder Gleichschaltung — was praktisch 
stets auf Herrschaft und Hierarchie hinaus-
läuft —, sondern um die Anerkennung im An-
derssein: Selbstbewußtsein wird gewonnen 
und gefestigt in jener Reziprozität der Per-
spektiven, in der die Partner gerade in ihrer 
Besonderheit und Individualität einander be-
stätigen und reicher machen, ja: beglücken, 
statt daß sie sich als Bedrohung wahrnehmen. 
Es liegt nahe zu sagen: Nur ein starkes Selbst-
bewußtsein kann so empfinden. Aber es han-
delt sich um ein Bedingungsgefüge: Weil 
Selbstbewußtsein nicht aus dem Nichts ent-
springt, vielmehr im sozial-biographischen 
Kontext sich entwickelt, wird die Stärke des 
Selbstbewußtseins zugleich durch Erfahrun-
gen der Anerkennung im Anderssein aufge-
baut.
In der Realität trifft man niemals auf die ideal-
typisch reinen Fälle, sondern stets auf Mi-
schungsverhältnisse. In Deutschland aller-
dings war die „vertikale" Ausrichtung stets 
stärker als die „horizontale". Aus Gründen, die 
hier skizziert wurden, gab es nie den „Vater-
mord" oder die Vertreibung des Herrn, so wie 
sie anderswo die Ursprungsmythen der sieg-
reichen Revolution oder des Unabhängigkeits-



kampfes markieren, um damit Traditionen der 
Modernität und nationales Selbstbewußtsein 
demokratisch zu begründen.

Eben darum wirkt der nicht vollzogene „Vater-
mord" als Selbsthaß weiter. Eben darum gab es 
die barbarische Konterrevolution der Un-
gleichheit. Der Erfolg des Nationalsozialismus 
als Massenbewegung ist mir so wirklich zu 
verstehen: Demokratisierung wird als „Zerset-
zung" von Herrschaft und Hierarchie erfahren; 
sie weckt in der Tiefe des bedrohten Selbstbe-
wußtseins Angst und Aggressivität. Und dies 
nicht nur bei den Herrschenden, sondern auch 
und gerade bei den Beherrschten, die sich von 
der Anerkennung durch die Herrschenden 
und von der Identifikation mit ihnen nicht hat-
ten lösen können. So kommt im Krisenfall der 
Schrei nach dem starken Mann, nach dem ret-
tenden „Führer" auf, dem man sich im idealisti-
schen Taumel des Selbst-Opfers unterwirft, so-
fern er nur die Wiederherstellung von Herr-
schaft und Hierarchie verspricht und verkör-
pert.

In solcher Perspektive zugleich theoretischer 
Überlegungen und geschichtlicher Erfahrun-
gen wird die neuzeitlich-westliche Egalitätsre-
volution als eine ungeheure Herausforderung 
des Menschen erkennbar; es wird verständ-
lich, warum Tocqueville, der größte Analytiker 
dieser Herausforderung, in der Einleitung zu 
seiner „Demokratie in Amerika" sagen konnte: 
„Das vorliegende Buch ist völlig unter dem 
Eindruck einer Art religiösen Schauders ge-
schrieben, welche der Anblick dieser unwider-

stehlichen Revolution im Herzen des Verfas-
sers hervorgerufen hat."
Doch wenn die Egalitätsrevolution wirklich 
unwiderstehlich ist, dann in dem Sinne, daß es 
zu ihr keine tragfähige Alternative gibt, daß 
sie die Basis bildet ebenso für die Befreiung 
des Menschen aus seiner Untertänigkeit wie 
für die Entdeckung seiner Würde, seiner Frei-
heit und der Vielfalt seiner Möglichkeiten zur 
Selbstverwirklichung. Dann freilich kann der 
Herausforderung nicht begegnet werden 
durch ängstliches Zurückweichen, das die 
Gier zur Aggression erst weckt und ständig 
wachsen läßt, sondern einzig durch die ent-
schlossen voranschreitende Verwirklichung 
von Demokratie, die das sozial vermittelte An-
sehen, die Bestätigung des Selbstbewußtseins 
aus der „vertikalen" in die „horizontale" Dimen-
sion wendet. Gewiß handelt es sich um einen 
langwierigen und schmerzhaften, stets von 
Rückschlägen bedrohten, nicht zuletzt in sei-
ner institutionellen Umsetzung höchst kom-
plizierten, schwerlich durch Patentlösungen 
abzukürzenden Entwicklungs- und Lernpro-
zeß. Aber es gibt nun einmal, außer dem Bru-
dermord, keine Alternative. Um nochmals 
Tocqueville zu zitieren: „Es geht nicht mehr 
darum, die besonderen Vorteile zu retten, die 
die Ungleichheit der gesellschaftlichen Bedin-
gungen den Menschen verschafft, sondern das 
neue Gute zu sichern, das ihnen die Gleichheit 
zu bieten vermag. Unser Ziel kann nicht darin 
bestehen, unsern Vätern gleich zu werden, 
sondern wir müssen um die Art von Größe und 
Glück kämpfen, die uns angemessen ist."29 )

29) über die Demokratie in Amerika, Bd. II, Schluß-
betrachtung.

1. Ungläubige und gläubige Politik

Der Ort, der jeder demokratischen Partei ge-
bührt, ist nach den Worten Adolf Arndts das 
Vorletzte. Aber das gilt eben nicht nur für Par-
teien, sondern für freiheitliche, demokratische 
Politik insgesamt. Vielleicht könnte man den 
Sachverhalt noch anders und zugespitzt aus-
drücken in dem Satz: Demokratische Politik 
— eine Politik, die Freiheit und Würde des 
Menschen achtet und wahrt — ist nur in ei-
nem Horizont des Unglaubens möglich.
Noch einmal im Kontrast: Gläubige Politik 
will das Menschheitsheil schlechthin, die Erlö-
sung von allem Übel. Sie glaubt an das Endziel 
und daran, die Wege und Mittel zum Ziel zu 
kennen. Theologisch gesprochen, ist gläubige 

III. Die Demokratie und der Glaube

Politik in ihrem Grunde heilsgeschichtlich, 
eschatologisch bestimmt; sogar die Sprengung 
aller ursprünglichen Vorstellungen vom baldi-
gen Eintritt der Endzeit — Parusieverzug — 
kann sie nicht beirren.
Gläubige Politik erweist sich als doppelt at-
traktiv. Einmal spricht sie den idealistisch ge-
stimmten Opfersinn zumal junger Menschen 
an. Die Bereitschaft zum Selbstopfer wächst 
dabei in dem Maße, in dem — in der Perspek-
tive gläubiger Politik — das gegenwärtig Be-
stehende sich als sinnentleert darstellt Unver-
meidbar freilich — und vielfach auch gewollt 
und kalkuliert — wird mit der Bereitschaft



zum Selbstopfer zugleich die Bereitschaft ge-
weckt und gerechtfertigt, den Fremden zu op-
fern.
Zum anderen wächst aus gläubiger Politik ih-
ren Propheten, Führern und Bewegungen min-
destens auf den ersten Blick eine Legitimität 
zu, die sich drastisch abhebt von der behaupte-
ten und vielberedeten Legitimitätskrise un-
gläubiger Politik. Da es um das Letzte, ums ab-
solute Menschheitsheil oder -Unheil geht, ist 
letztlich auch die Legitimität gläubiger Politik 
in ihrem Selbstverständnis absolut. Sie sieht 
sich zu allem ermächtigt, was zum Ziel führt; 
es gibt keine Grenzen und Bedenken — außer 
allenfalls taktische — hinsichtlich der Mit-
tel.
Zwei Umstände sind noch besonders einzube-
ziehen, wenn man die Bedeutung gläubiger 
Politik abschätzen will. Der erste betrifft die 
Reichweite des Politischen. Politik ist im mo-
dernen Zeitalter das Schicksal geworden; es 
gibt keine Lebensbereiche mehr, die von Poli-
tik unberührt bleiben, überall kann man ein-
greifen, verändern, zum mindesten beeinflus-
sen; überall gibt es deshalb Konflikte um das, 
was getan oder nicht getan werden soll, sind 
Menschen politisch verantwortlich — und 
werden folgerichtig Menschen für das, was un-
vollkommen ist und bleibt, für schuldig er-
klärt. Robespierre war nur der erste, der den 
damit geschlossenen Kreislauf von Tugend 
und Terror hellsichtig erkannte und zielbe-
wußt in praktische Politik umsetzte.

Unter vormodernen Bedingungen war es an-
ders. Schicksal war in erster Linie, was Natur 
und Gott bestimmten; niemand konnte an den 
vorgegebenen Lebensverhältnissen wesentli-
ches ändern. Politik blieb deshalb eine Rand-
erscheinung des Daseins, etwas für die weni-
gen, die es sich gewissermaßen als Luxus lei-
sten konnten, um Herrschaft zu streiten, für 
die vielen aber etwas, was man als zweite Na-
tur wie Sonne oder Hagel duldend hinzuneh-
men hatte. Der Stellenwert des Politischen hat 
sich also seit Beginn der Neuzeit entschei-
dend verändert; man könnte von einem unauf-
haltsamen und nicht umkehrbaren Prozeß der 
Fundamentalpolitisierung sprechen. Er ten-
diert, wie Clausewitz es vom Kriege gesagt 
hat, zum äußersten. Natur selber wird zum Po-
litikum: etwas, was künstlich bewahrt oder 
wiederhergestellt werden muß und was man 
— bezeichnende Worte! — im Reservat, im 
Naturschutzpark besichtigen kann.
Der zweite Umstand wird durch den ersten be-
dingt: Jede Politik, .die angesichts des zur 

Möglichkeit gewordenen Äußersten nicht 
auch das Äußerste will, gerät leicht in Zwie-
licht und Zweifel. Im historischen Vergleich: 
Im England des 18. Jahrhunderts sprach man 
ironisch vom „government by corruption". Es 
funktionierte ausgezeichnet und schuf die 
Fundamente britischer Weltmacht. Heute 
wäre dergleichen nicht nur unwirksam, son-
dern sähe sich einem Sturm der Entrüstung 
preisgegeben. Moral muß her; mit Zynismus 
und Bereicherung allein läßt sich kein Staat 
mehr machen, geschweige denn verteidigen 
und auf weite Sicht stabilisieren. Der Amoral 
bleibt im besten oder eher schlimmsten Falle 
nur ein das Ende schon ahnendes „Nach uns 
die Sündflut!“.
Im Gegenentwurf zu allen heilsgeschichtli-
chen Weltentwürfen ließe sich die Maxime, 
der Glaube ungläubiger Politik wahrschein-
lich in den Satz Kants fassen: „Aus so krum-
mem Holze, als woraus der Mensch gemacht 
ist, kann nichts ganz Gerades gezimmert wer-
den."30 ) Recht verstanden geht es jedoch nicht 
um jene Mängel menschlicher Natur, die kon-
terrevolutionärer Gewalt und politischer Ent-
mündigung zum Vorwand dienen. Auch geht 
es nicht nur darum — so richtig dies im übri-
gen sein mag —, daß unser Erkenntnisvermö-
gen nicht ausreicht, um die Mittel und Wege 
zum organisierten Glück aller zu bestimmen; 
ohnehin wird jeder Pächter des Menschheits-
heils solche Skepsis überspielen. Sondern es 
geht um das, was ebenfalls Kant als das Prinzip 
der Aufklärung bezeichnet hat: um den Aus-
gang des Menschen aus selbst — also heute: 
politisch — verschuldeter Unmündigkeit. 
Mündigkeit besagt — wie die Würde des 
Menschen, zu der sie gehört —, daß jeder nur 
für sich entscheiden kann, wie und wohin er 
sein Leben im Letzten führen will.

30) Idee zu einer allgemeinen Geschichte in welt-
bürgerlicher Absicht, Sechster Satz.

Aufgabe und Abgrenzung ungläubiger Politik 
hat Bernard Crick beschrieben, wenn er sagt: 
„Vielleicht läuft alles darauf hinaus, daß die 
Politik zwei große Feinde hat: Gleichgültig-
keit gegenüber menschlichem Leid und Lei-
denschaft für Gewißheit in Dingen, die we-
sentlich politisch sind. Gleichgültigkeit gegen-
über menschlichem Leid macht freie Regie-
rungen unglaubwürdig, wenn sie nicht fähig 
oder nicht mutig genug sind, die Möglichkeit 
und die Gewohnheit der Freiheit von den we-
nigen auf die vielen auszudehnen. Die Leiden-
schaft für Gewißheit verachtet die politischen 
Qualitäten — Vorsicht, Konzilianz, Kompro-
mißbereitschaft, Vielfalt, Anpassungsfähigkeit 



und Lebhaftigkeit — zugunsten einer Pseudo-
wissenschaft des Regierens, einer absolut klin-
genden Ethik oder Ideologie, eines Weltbildes 
rassischer oder wirtschaftlicher Art. Vielleicht 
ist es sonderbar oder einfach unnatürlich, daß 
Menschen, die mit Würde und Ehrbarkeit le-
ben können angesichts solcher Ungewißhei-
ten wie Tod, Unfall oder Krankheit, wie der 
Liebe mit all ihrer Labilität, Vergänglichkeit, 
ihrer Abhängigkeit von Willen und Launen 
der anderen, dennoch verrückt sind nach Ge-
wißheit im Regieren, einer Gewißheit, die Poli-
tik und Freiheit tötet. Eine freie Regierung ist 
eine, die Entscheidungen politisch und nicht 
ideologisch trifft."31 )

31) Eine Lanze für die Politik, München 1966, 
S. 198.

2. Die gefährdete Säkularisation
Ob es wirklich sonderbar, unnatürlich oder 
verrückt ist, wenn Menschen nach Gewißheit 
im Regieren suchen — wohlgemerkt unter Be-
dingungen, die Politik zum Schicksal ma-
chen —, das ist allerdings die Frage. Wer Ver-
haltensweise oder Verhältnisse für widerna-
türlich erklärt, gerät in das typische konserva-
tive Dilemma hinein, erklären zu müssen, wie 
es zum Abfall von dem, was die „Natur" vor-
schreibt, überhaupt hat kommen können. Nur 
zu leicht mündet dieses Dilemma in Wahnvor-
stellungen von Verführung und Verschwö-
rung, welche dann die Verfolgung, die Sün-
denbockjagd mit dem guten Gewissen pan-
zern: Irgendwer ist des Teufels; die Juden, die 
Kommunisten oder die multinationalen Kon-
zerne sind an allem schuld.
Vielleicht müßte man gerade umgekehrt argu-
mentieren: Die Sehnsucht nach Gewißheit 
und die Suche nach Sinn, über die Endlichkeit 
des Individuums hinaus, erweisen sich als exi-
stentiell wichtig für ein Wesen, das die Zeit 
und den Tod kennt. Religion, als Beheimatung 
des Menschen im Unmenschlichen, im boden-
los Un-Heimlichen, mag in ihren konkreten 
Ausprägungen Epochen und Kulturen tren-
nen. Aber sie ist ein menschheitliches Phäno-
men. Säkularisation ist nicht die Regel, son-
dern die Ausnahme, die der Erklärung bedarf. 
Es ist überdies die Frage, ob sie seit Beginn der 
Neuzeit so selbstverständlich und so unauf-
haltsam sich vollzieht, wie dies zumeist darge-
stellt wird, ob sie nicht immer begrenzt, ge-
fährdet und zerbrechlich geblieben ist: etwas, 
was der sorgsamen Zurüstung und Verteidi-
gung bedarf, um freiheitliche Politik in einem 
Horizont des Unglaubens möglich zu machen.

Untersucht man Standfestigkeit und Verteidi-
gungsfähigkeit des Unglaubens, so stößt man 
rasch auf „Schwachstellen". Vier Probleme 
seien hier kurz bezeichnet.
Erstens: „Im Mittelalter lagen die beiden Sei-
ten des Bewußtseins — nach der Welt hin und 
nach dem Inneren des Menschen selbst — wie 
unter einem gemeinsamen Schleier, träumend 
oder halbwach. Der Schleier war gewoben aus 
Glauben, Kindesbefangenheit und Wahn; 
durch ihn hindurchgesehen erschienen Welt 
und Geschichte wundersam gefärbt; der 
Mensch aber erkannte sich nur als Rasse, 
Volk, Partei, Korporation, Familie oder sonst 
in irgendeiner Form des Allgemeinen. In Ita-
lien zuerst verweht dieser Schleier in die Lüf-
te; es erwacht eine objektive Betrachtung und 
Behandlung des Staates und der sämtlichen 
Dinge dieser Welt überhaupt; daneben aber 
erhebt sich mit voller Macht das Subjektive; 
der Mensch wird geistiges Individuum und er-
kennt sich als solches."
Mit diesen berühmten Sätzen zeigt Jacob 
Burckhardt nicht nur den zentralen Vorgang 
der Renaissance in Italien, sondern den abend-
ländischen Weg in die Säkularisation. Die Ent-
deckung des Individuums als der primären 
Realität mag man nun als Befreiung oder als 
Sündenfall deuten-, in jedem Falle dürfte sie 
sich nicht zurücknehmen lassen, es sei denn 
um den Preis barbarischer Regression. Doch es 
wird zugleich eine einzigartige Spannung, um 
nicht zu sagen Bedrohung erzeugt: Die Frag-
würdigkeit seiner Existenz rückt als Endlich-
keit dem Menschen entscheidend und buch-
stäblich auf den Leib. Sie konnte gleichsam auf 
Distanz gehalten werden, solange der einzelne 
sich nur als „Form des Allgemeinen" kannte, 
zum Beispiel indem er der Generationenfolge 
als des eigentlich Bedeutsamen und ihn Trans-
zendierenden versichert war. Die chinesische 
Kultur etwa dürfte ihre Standfestigkeit, auch 
ihren „Materialismus" und ihr bemerkenswer-
tes Maß an Nüchternheit wesentlich der Tat-
sache verdanken, daß eben die Generationen-
folge und nicht die individuelle Existenz als 
wirklich bedeutsam angesehen wurde.
Zweitens: Wenn mit der modernen Entwick-
lung Politik zum Schicksal wird, dann bedeu-
tet dies doch nicht, daß kreatürliches Geschick 
verschwindet Im Gegenteil: Es wird für den 
einzelnen Menschen zum kaum mehr zu be-
wältigenden Problem. Die schwere, womöglich 
unheilbare Krankheit, das Altern, den Tod 
kann man den Blicken entziehen, verdrängen, 
den Fachleuten in Klinik und Pflegeheim und 
dem Beerdigungs-„Unternehmer" überantwor-



ten. Aber das Verdrängte bleibt als heimliche 
Angst gegenwärtig.
Drittens: Der titanische Versuch umfassender 
Weltbemächtigung stößt heute auf Grenzen; 
er wird nicht bloß als Ausbeutung, sondern als 
Zerstörung von Natur erkennbar. Damit wer-
den nicht nur die ökonomischen, gesellschaft-
lichen und politischen Institutionen erschüt-
tert, die sich bisher durch die Produktion von 
„Wachstum" legitimierten, sondern „Fort-
schritt" insgesamt als der Sinn aller Anstren-
gungen und Opfer gerät in die Zonen des 
Zweifels.
Viertens: Die Zweifel am Sinn des Fortschritts 
treffen in unserer Gesellschaft zusammen mit 
einem beispiellos gestiegenen Konsumniveau 
nicht nur der wenigen, sondern auch und ge-
rade der vielen32 ). Damit verschieben sich, der 
Tendenz nach, die Bedürfnisse vom Materiel-
len hinauf ins Immaterielle, Spirituelle. Diese 
spiritualisierten Bedürfnisse sind indessen 
kein Luxus, von dem man asketisch auch las-
sen könnte, sondern sie nehmen genau den 
Rang ein, der bisher den materiellen Bedürf-
nissen zukam. Die alte biblische Weisheit, daß 
der Mensch nicht vom Brot allein lebt, macht 
sich in eben dem Maße handgreiflich bemerk-
bar, in dem es am Brot nicht mehr mangelt. 
Gleichzeitig rücken die Folgekosten des mate-
riellen Fortschritts ins Blickfeld, die man über-
sah, solange die Erfüllung der elementaren Be-
dürfnisse noch nicht als selbstverständlich er-
schien.

32) Für die Notleidenden ergibt das als neuartiges 
und schwieriges Problem: daß sie zu Minderheiten 
geworden sind.
33) München 1958, S. 214.

3. Vom Vorletzten und vom Letzten

Was bleibt? In seinem Traktat über „Die Zu-
kunft des Unglaubens" schrieb vor Jahren Ger-
hard Szczesny: „Entweder sind wir davon über-
zeugt, daß die menschlichen Werte auch ohne 
Christentum begriffen und verteidigt werden 
können, oder aber wir bereiten uns auf die Ka-
pitulation vor."33 )
Unsere Überlegungen laufen auf die Frage 
hinaus, ob genau dies nicht die falsche Alter-
native ist. Daß Aufklärung keinen einfachen, 
linearen Prozeß bezeichnet, sondern einen, 
der seine eigene Dialektik mit sich führt, ist 
nachgerade geläufig. Das heißt jedoch: Wenn 
der Mensch auf ein Letztes nicht verzichten 
kann, während er zugleich um seiner Freiheit 
und Würde willen auf das Vorletzte als einen 

heute schicksalhaft bedeutsamen Eigenbe-
reich nicht verzichten darf, dann kommt es of-
fenbar darauf an, das Verhältnis von Letztem 
und Vorletztem nicht als ein Entweder-Oder, 
sondern als dialektische Spannung zu verste-
hen und zu bewahren. Wenn überdies Säkula-
risation ein spezifisches westlich-neuzeitli-
ches Phänomen darstellt, dann folgt daraus die 
weitere Frage, ob die weltliche Ordnung, auch 
und gerade politisch, nicht einzig durchgesetzt 
und verteidigt werden kann, sofern jene Be-
dingungen einer- Freigabe des Vorletzten 
wirksam bleiben, die im Abendland nun ein-
mal vom christlichen Erbe her bezeichnet wer-
den. Ganz besonders geht es dabei um die dia-
lektischen Beziehungen von Protestantismus 
und Säkularisation — noch über die Wirkun-
gen hinaus, die seit Max Webers Forschungen 
aufgedeckt worden sind.
Bei Luther heißt es so schroff wie klar: „Der der 
Theologie eigentümliche Gegenstand ist der 
der Sünde schuldige und verlorene Mensch 
und der rechtfertigende und den sündigen 
Menschen erlösende Gott. Was immer außer-
halb dieses Gegenstandsbereichs in der Theo-
logie erforscht und erörtert wird, ist Irrtum 
und Gift."34 ) Diese Schroffheit hat Epoche ge-
macht. Denn sie gibt die Weltlichkeit der 
Welt, alles Wissen von der Welt und alles 
Handeln in der Welt, alles Vorletzte also, aus-
drücklich frei: Theologie hat es mit dem Letz-
ten zu tun und mit nichts sonst.
In der neueren Theologie war es vor allem 
Dietrich Bonhoeffer, den den Sachverhalt un-
ter dem Titel „Die letzten und die vorletzten 
Dinge" zum Thema machte35 ): „Ursprung und 
Wesen allen christlichen Lebens liegt be-
schlossen in dem einen Geschehen, das die 
Reformation Rechtfertigung des Sünders aus 
Gnade allein genannt hat ... Was geschieht 
hier? Ein letztes, von keinem menschlichen 
Sein, Tun oder Leiden zu Ergreifendes." Daraus 
folgt: „Es gibt also kein Vorletztes an sich, so 
also, daß sich irgend etwas an sich als Vorletz-
tes rechtfertigen könnte, sondern zum Vor-
letzten wird etwas durch das Letzte, das heißt 
in dem Augenblick, in dem es bereits außer 
Kraft gesetzt worden ist. Das Vorletzte ist also 
nicht ein Zustand an sich, sondern ein Urteil 
des Letzten über das ihm Vorangegangene.“
Aber dies ist nur die eine Seite. Würde näm-
lich das Letzte das Vorletzte unwesentlich ma-
chen, es gleichsam aufsaugen, so hieße dies in

34)  Weimarer Ausgabe 40 II, S. 328.
35) Ethik, zusammengest. u. hrsg. v. E. Bethge, Mün-
chen 19532, S. 75 ff. 



ein vorreformatorisches, um nicht zu sagen 
heidnisches Verständnis zurückfallen. Es gäbe 
die Differenz nicht mehr, auf die alles an-
kommt, und das Letzte wäre nicht mehr als 
Letztes zu erkennen. „Daraus folgt etwas ent-
scheidend Wichtiges: Das Vorletzte muß um 
des Letzten willen gewahrt werden." Der 
Mensch ist zwar, was immer er menschlich tut, 
in Sünde verloren, „aber es bleibt der Unter-
schied, ob das Vorletzte beachtetand ernst ge-
nommen wird oder nicht. Es gehört zur Weg-
bereitung, das Vorletzte zu beachten und in 
Kraft zu setzen um des nahenden Letzten wil-
len.“
Dies scheint nun genau die geistige Position 
zu sein, die vom Glauben her ungläubige Poli-
tik, eine Politik des Vorletzten möglich macht 
Das Handeln wird vom Letzten getragen und 
abgestützt, aber zugleich als ein Eigenbereich 
freigegeben, entlastet von den letzten Sinn-
und Heilsfragen. Es wird die politisierende 
Theologie wie jene Theologisierung der Poli-
tik vermieden, die weltanschauliche Ab-
gründe aufreißt und den Gegner zum Verwor-
fenen stempelt. Man kann also Konflikte unter 
dem sichernden Vorbehalt der Skepsis austra-
gen: in der Gewißheit, daß es nicht ums End-
Gültige, ums Heil oder Unheil schlechthin 
geht, daß weder unter konservativen noch un-
ter progressiven Vorzeichen sich mehr errei-
chen läßt als Bewahrung und Besserung im 
Unvollkommenen und Vorläufigen. Gleich-
wohl bleiben, im Lichte des Letzten, Bewah-
rung und Besserung wichtige, ernste, des Ein-
satzes und Kampfes würdige Aufgaben. Re-
form wird zum politischen Prinzip: konserva-
tiv als Anpassung überkommener Institutio-
nen an gewandelte Anforderungen, progressiv 
als Erprobung des möglichen Neuen.

Doch es gehört zur Sache, daß die Geschichte 
der Theologie und der Kirche, auch der refor-
matorischen, nicht so glatt aufgeht wie ein Re-
chenexempel, daß sie vielmehr schon im An-
satz Fehlentwicklungen wenn nicht enthält, 
dann zum mindesten begünstigt. Luthers 
Schroffheit verführt dazu, die dialektische 
Spannung der Bereiche als beziehungslose 
Trennung mißzuverstehen, mit der Folge, daß 
unter dem überwältigenden Eindruck des 
Letzten das Vorletzte — die Welt mit ihren 
politischen Gestaltungen, einschließlich der 
institutionellen Formgebung des Glaubens in 
ihr — nahezu gleichgültig („Adiaphora") wird. 
Das heißt praktisch, daß man einerseits die po-
litischen Ordnungen der jeweils vorgefunde-
nen Obrigkeit überläßt, also sich ins Unpoliti-
sche zurückzieht, während zugleich der 

Glaube im „rein Geistigen“ sich einschließt. 
Andererseits werden in diesem rein Geistigen, 
weil es weltlich und politisch dem Anschein 
nach keinerlei Folgen hat, um so weiter 
schweifende, von keinem Realitätsbezug mehr 
kontrollierte Entwürfe möglich. „Machtge-
schützte Innerlichkeit“, wie Thomas Mann den 
Sachverhalt prägnant bezeichnet hat, ist so ge-
sehen nicht nur das Ergebnis einer politisch 
mißlungenen Emanzipationsgeschichte des 
deutschen Bürgertums, sondern auch ein Pro-
dukt seiner Konfessionsgeschichte. Der politi-
schen Gebrochenheit und Resignation aber 
entspricht es, daß eben dieses in der Praxis 
mißachtete Politische dann unversehens — 
nur eben: in verdorben eschatologischer Miß-
gestalt — in die „rein geistigen" Entwürfe ein-
schießt; auch die geschichtsphilosophischen 
Sinnkonstruktionen der neueren deutschen 
Ideengeschichte verweisen daher auf die Hin-
tergrundsbedingungen der Konfessionsge-
schichte. Sie sind, verkürzt ausgedrückt, ent-
laufenes Luthertum. Und schließlich: Einer ob-
rigkeitlich verwalteten Kirche der Oberkir-
chenräte und der mumifizierten Gemeinden, 
in denen Reform weder theologisch noch 
praktisch ein Thema ist, entspricht nur zu gut 
eine politisierende Theologie der innerwelt-
lich aufgeladenen Heilserwartungen, handle 
sie nun — gestern — von der Nation oder — 
seither, in vielfachen Abwandlungen — von 
der Revolution.

Innerhalb der westlichen Welt gibt es übri-
gens markante Unterschiede. Wenn Reformfä-
higkeit das politische Prinzip der erhaltenen, 
durchgehaltenen Spannung zwischen dem 
Vorletzten und dem Letzten bezeichnet, dann 
wird zum Beispiel kaum zufällig der englische 
Reform-Liberalismus des 19. Jahrhunderts von 
den bürgerlich-puritanischen Schichten getra-
gen, denen Differenz und Wechselbedingtheit 
von Vorletztem und Letztem durch die ge-
schichtliche Erfahrung eingebrannt waren. 
Von diesem Liberalismus konnte deshalb 
Bernhard Guttmann sagen: „Seine sittliche 
Autonomie stammt aus theologischer, non-
konformistischer Wurzel und aus dem zwei-
hundertjährigen Widerstande gegen den als 
Baalsdienst angesehenen anglikanischen Kult. 
Der französische Liberalismus ist wenig mehr 
als das juste milieu zwischen Revolution und 
Beharrung. Der deutsche blieb von der Philo-
sophie der Aufklärung übrig, ein verirrter 
Schatten aus dem Reich der Literatur."36 ) Und 
noch ein Bertrand Russell, der erklärt, daß und 

36) England im Zeitalter der bürgerlichen Reform, 
Stuttgart, Berlin, Leipzig 1923, S. 551.



warum er kein Christ ist, läßt sich deutlich als 
Erbe nonkonformistischer Glaubensstärke e
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r-
kennen. Kurzum, in der Zuspitzung Eduard 
Heimanns: „Reformfähigkeit haben die Leute 
aus ihrer christlichen Erziehung gelernt; es 
gibt sie nirgends sonst in der Weit" )
Heute allerdings dürfte wohl gerade die Per-
fektionierung und selbstzufriedene Verabso-
lutierung des Vorletzten zum Problem gewor-
den sein: Das Letzte macht sich als Abwesen-
heit, als ein Leerraum bemerkbar. Es fehlen 
überzeugende Antworten auf die Frage nach 
dem „Warum?" und „Wozu?", nach dem Sinn. 
Daher ist es vielleicht nur folgerichtig, wenn 
ausgerechnet die Erben luxurierter Bürger-
lichkeit, vor sich selbst schamhaft maskiert als 
Avantgarde der materiell Notleidenden, lei-
denschaftlich gegen eine Bürgerlichkeit auf-
begehren, der es ohnehin an Tradition und an 
Selbstbewußtsein fehlt. Und kaum zufälig  ha-
ben die selbsternannten Propheten jeder 
Spielart Konjunktur. In äußerster Konse-

37) Theologie der Geschichte, Berlin 1966, S. 212. 

quenz: Die Entschlossenheit zum Letzten, die 
sich in der terroristischen Gemeinschaft mani-
festiert, ist, obschon politisch verkleidet, wohl 
eher Ausdruck eines religiösen Wahns, hinter 
dem die meta-physische Verzweiflung am 
Werke ist. Eben dies wird von einer „norma-
len", ganz aufs Vorletzte beschränkten Gesell-
schaft vorbewußt als die eigentliche Heraus-
forderung erfahren, auf die man keine Ant-
wort weiß. So kommt es zur repressiven Über-
reaktion aus Angst gegenüber al em „Radika-
len" und Abweichenden, weit über das hinaus, 
was als Abwehr im rein praktischen Sinne not-
wendig wäre. Und so droht, im Zirkel der 
Angst, die Selbstzerstörung der offenen Ge-
sellschaft.

Ist ungläubige Politik ohne ihre Spannung 
zum Glauben hin auf die Dauer möglich? Muß 
sie, als Vorletztes absolut genommen, nicht im 
Opportunismus verdorren und am Letzten 
scheitern? Dies bleibt die Frage; es könnte 
eine zentrale Frage unserer Zeit und der Zu-
kunft sein. „Wo keine Weissagung ist, wird das 
Volk wild und wüst", sagt die Bibel.



Hans Vorländer

Europäisches Bürgerrecht?

Zur Entwicklung des Grundrechtsschutzes 
in der Europäischen Gemeinschaft

I. Der politische Stellenwert des Grundrechtsschutzes 
in der Europäischen Gemeinschaft

Vom 7. bis 10. Juni dieses Jahres ist das Euro-
päische Parlament erstmals direkt gewählt 
worden. Die Konstituierung und die erste Sit-
zungswoche vom 17. bis 20. Juli brachten „neue 
Hoffnungen für die Einigung Europas"1)- Die 
Chance des Neuanfangs wurde allenthalben 
betont; die Präsidentin des Parlaments erklär-
te: „Die Völker, die uns gewählt haben, würden 
es uns nicht verzeihen, wenn wir diese unver-
gleichlich schwere Verantwortung, die aber 
doch auch wieder faszinierend ist, nichtwahr-
nähm 2en." )

4) Grundlegende deutschsprachige Literatur: Be-
stand und Bedeutung der Grundrechte, EuGRZ 
1978, Sonderheft 19—22; Die Grundrechte in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft, Schriftenreihe des 
Arbeitskreises Europäische Integration e. V-, Ba-
den-Baden 1978; Hermann Mosler/Rudolf Bern-
hardt/Meinard Hilf (Hrsg.), Grundrechtsschutz in 
Europa, Berlin 1977; Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Der Schutz der Grundrechte in der 
Europäischen Gemeinschaft, Bulletin der Europäi-
schen Gemeinschaften, Beilage 5/76; Rudolf Bern-
hardt, Probleme eines Grundrechtskatalogs für die 
Europäischen Gemeinschaften, in: Bulletin der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, Beilage 5/76, S. 16—69.

Gleichwie diese europäische Chance im parla-
mentarischen Alltag wahrgenommen werden 
wird, ein erster, zugleich wesentlicher Schritt 
ist mit der Direktwahl in Richtung einer ver-
stärkten Integration der augenblicklich neun 
Mitgliedsstaaten getan zu einem Europa, das 
zunächst die Form einer politischen Union, so-
dann die einer Föderation annehmen soll. Sind 
diese europäischen Einigungsformen derzeit 
noch politische Zukunftsmusik, so hat doch 
die Direktwahl des Europaparlaments die in-
stitutioneilen Probleme der Europäischen Ge-
meinschaft (EG)3) in ihrer jetzigen und anzu-
strebenden Struktur stärker in das Blickfeld 
der Öffentlichkeit, der Wissenschaft, der Pu-
blizistik und der politischen Parteien gerückt. 
Ein Aspekt ist bislang in der politischen und 
publizistischen Diskussion zu kurz gekom-
men: der der Menschen- und Bürgerrechte, 
des Schutzes der Grundrechte in der EG. Die 
juristische (Fach-)Wissenschaft hat sich dieses

) So die Überschrift in: Das Parlament, Nr. 31, 
48,1979, S. 1.
) Zit. n. Das Parlament, a. a. O., S. 1.
] „EG" wird hier Und im folgenden verwendet als 
Geineinschaftsbezeichnung für die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS, Vertrag vom 
18.41951), die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG, 25. 3. 1957) und die Europäische Atom-
gemeinschaft (Euratom, 25.3. 1957).

Themas seit längerer Zeit angenommen, inter-
nationale Kolloquien und Kongresse sowie die 
1974 gegründete Europäische Grundrechte 
Zeitschrift (EuGRZ) legen Zeugnis davon ab4). 
Politisch wurde der europäische Grundrechts-
schutz nur vereinzelt diskutiert, und dann 
auch nur von Seiten der Organe der EG.
Erst der gemeinsame politische Akt der EG-
Bürger hat die großen Parteibünde auf diese 
Problematik eingehen lassen. Bei allen Unter-
schieden im Detail fordern sie in ihren Wahl-
programmen die Schaffung eines gemein-
schaftsbezogenen Systems von Schutz- und 
Teilhaberechten der Bürger, allerdings in un-
terschiedlicher Form und Gewichtigkeit. Die 
Föderation der Liberalen und Demokratischen 
Parteien fordert im ersten Kapitel ihres 
Programms für Europa („Für ein demokrati-
sches Europa") eine vom direkt gewählten Par-
lament ausgearbeitete Erklärung der Europäi-
schen Union zu den grundlegenden Men-
schen- und Bürgerrechten, das Recht der Indi-
vidualklage vor dem Gerichtshof der Europäi-
schen Gemeinschaften (EuGH) in Luxemburg 
gegen jeglichen Gesetzes- und Verwaltungs-
akt von Europäischen Institutionen sowie den 
Beitritt der EG zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention (MRK); die Sozialdemokrati-
sche Partei erhebt im 5. Kapitel ihres



Programms („Europa als Gemeinschaft aller 
Bürger") die gleichen Forderungen, ergänzt um 
eine „EG-Charta der Bürgerrechte" (sie kommt 
der von den Liberalen geforderten Erklärung 
sehr nahe); die Europäische Volkspartei 
schließlich fordert in Kapitel IV ihres politi-

INHALT

I. Der polititsche Stellenwert des Grund-
rechtsschutzes in der Europäischen Ge-
meinschaft

II. Die Einordnung des europäischen 
Grundrechtsschutzes in die Systeme 
völkerrechtlichen Menschenrechts-
schutzes -

II.  Die Notwendigkeit des Schutzes der 
Grundrechte in der Europäischen Ge-
meinschaft
1. Grundrechtseingriffe der Gemein-

schaftsinstitutionen
2. Grundrechtseingriffe der Mitglieds-

staaten

IV. Grundrechtsansätze im geschriebenen 
Gemeinschaftsrecht

V. Die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes — Der gegenwärtige 
Grundrechtsstandard
1. Grundrechtsquellen — Urteile
2. Einschätzung der Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofes
— Der Konsens über den erreichten 

Standard: Gesicherter Grund-
rechtsschutz im gegenwärtigen In-
tegrationsstand

— Die Prädominanz der wirtschaft-
lich-sozialen Rechte

— Rechtsdogmatische Vorbehalte

VI. Die rechtspolititsche Perspektive
1. Die drei Modelle möglichen Grund-

rechtsschutzes in der „Interimszeit" 
bis zur europäischen Verfassung

2. Der Beitritt der Europäischen Ge-
meinschaft zur Europäischen Men-
schenrechtskonvention
— Das Modell
— Das Memorandum der Kommis-

sion
3. Die Schaffung eines gemeinschaftsbe-

zogenen Systems von Menschen- und 
Bürgerrechten
— Ausbau des Grundrechtsschutzes 

allein durch die Rechtsprechung
— Schutz durch einen Grundrechts-

katalog
— Unterschiedliche Verfassungstra-

ditionen — Unterschiedliche Kon-
zeptionen des Grundrechtsschut-
zes

VII. Chancen für das Europäische Bürger-
recht 

sehen Programms („Die institutioneile Dyna-
mik der Gemeinschaft") die Individualbe-
schwerde beim EuGH5).

5) Zu den Parteiprogrammen in systematischer und
kommentierter Zusammenstellung auch: Martin
Bangemann, Roland Bieber, Egon Klepsch, Horst 
Seefeld, Programme für Europa. Die Programme der 
europäischen Parteibünde zur Europa-Wahl 1979. 
Bonn 1978.
6) Verabschiedet am 4. 4. 1979, in: Bulletin der Euro-
päischen Gemeinschaften, Beilage 2/79; auch abge-
druckt,in: EuGRZ 1979, S. 330—338.
7) Vom 27.4. 1979, Abl.EG C 127/69.
8) Vom 5.4. 1977, Abl.EG C 103/1 = EuGRZ 1977, 
S. 157.
9) Abi. EG C 229/26 = EuGRZ 1977, S. 202.
10) Dazu Bericht in: EuGRZ 1979, S. 21 ff.

Auch auf der Ebene der europäischen politi-
schen Institutionen ist ein wachsendes Grund-
rechtsbewußtsein feststellbar. Die sich inten-
sivierenden politischen Forderungen nach ei-
ner Verstärkung bzw. einer deutlicheren Absi-
cherung der Grundrechte der EG-Bürger ge-
genüber der Tätigkeit der Gemeinschaftsor-
gane und nach der Gewährleistung besonde-
rer Bürgerrechte haben im April 1979 zu ei-
nem „Memorandum der Kommission betref-
fend den Beitritt der EG zur Konvention über 
den Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten"6) und zu einer Entschließung des 
Europäischen Parlaments geführt, in der sich 
das Parlament für den Beitritt d
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er EG zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
(MRK) ausspricht ). Vorangegangen waren 
1977 eine Gemeinsame Erklärung des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kom-
mission über die Wahrung der Grundrechte8), 
eine Entschließung des Parlaments über „be-
sondere" Rechte für EG-Bürger vom 16. No-
vember 19779)  sowie zuletzt ein Kolloquium 
des Europaparlaments vom 26. bis 28. Oktober 
1978 in Florenz über „Besondere Rechte und 
Charta für Bürgerrechte der EG"10 ). An dieser 
Auflistung der politischen Aktivitäten wird 
die verstärkte Hinwendung zum Thema der 
europäischen Menschen- und Bürgerrechte 
deutlich. So spricht das Europäische Parla-
ment in der schon erwähnten Entschließung 
vom 27. April 1979 von der „Notwendigkeit, im 
Vorfeld der allgemeinen und unmittelbaren 
Wahlen zum Europäischen Parlament dem 
Gemeinschaftsbürger zu verdeutlichen, daß 
und in welcher Weise seine Rechte in der Ge-
meinschaft gestärkt werden sollen". Die Ent-
schließung lautet in ihren Kernforderungen:
Das Europäische Parlament

„1. spricht sich für den Beitritt der Europäi-
schen Gemeinschaft als solcher zur Europäi-
schen Menschenrechtskpnvention aus;



2. plant die Errichtung eines Sachverständi-
genausschusses zur Ausarbeitung einer Euro-
päischen Charta der Bürgerrechte;
3. fordert Rat und Kommission auf, in enger 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment
a) unverzüglich den Beitritt der Europäischen 
Gemeinschaften zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention vorzubereiten,

b) das Petitionsrecht der Bürger in den Ge-
meinschaftsverträgen zu verankern,

c) die Individualbeschwerde beim Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften vertraglich 
zu sichern."
Ist damit der Weg zum Europäischen Bürger-
recht, zur Definition eines EG-verbürgten Sta-
tus von Grundrechten eingeschlagen und ge-

ebnet? Wie ordnen sich diese politisch-pro-
grammatischen Forderungen ein in die seit 
längerem geführte wissenschaftliche Diskus-
sion um den Schutz der Grundrechte in der 
EG?
Die folgende Darstellung ist im wesentlichen 
dreigegliedert: Ausgangspunkt sind Überle-
gungen zum völkerrechtlichen Schutz der 
Menschenrechte, zur Notwendigkeit des
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Grundrechtsschutzes in der EG, zu den Ansät-
zen von Grundrechten im geschriebenen Ge-
meinschaftsrecht. Danach soll eine Bestands-
aufnahme und Einschätzung des gegenwär-
tigen, tatsächlichen Grundrechtsstandards in 
der Gemeinschaft versucht werden, bevor 
schließlich die — bislang — kontroverse 
rechtspolitische Perspektive aufgezeigt wird, 
die nun konkrete Konturen anzunehmen 
scheint ).

II. Die Einordnung des europäischen Grundrechtsschutzes 
in die Systeme völkerrechtlichen Menschenrechtsschutzes

Die Probleme des Grundrechtsschutzes stel-
len sich heute nicht mehr ausschließlich im 
nationalen Rahmen, im Verhältnis Bürger — 
Staat. Ein ganzes Netz von Menschen- und 
Bürgerrechtskodifikationen hat sich entwik-
kelt, und zwar im internationalen Bereich: Die 
Menschenrechtsdeklaration der Vereinten 
Nationen von 1948 und der Internationale 
Pakt über, wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte vom 3. Januar 1976 zeigen an, daß 
die staatliche Machtentfaltung völkerrechtli-
chen Beschränkungen zugunsten des Indivi-
duums unterliegt12 ). Ob damit der Weg zu ei-
nem universalen Menschen- und Bürgerrecht 
geebnet ist, muß hier dahingestellt bleiben — 
mangelnde Einklagbarkeit, Durchsetzungs-
möglichkeit und differierende Auslegung las-
sen diese globale Multiplizierung von Grund-
rechtssystemen vorerst nur Deklaration sein. 
Neben diesen und anderen weltweiten Kon-
ventionen (etwa: Verbot rassischer Diskrimi-
nierung; Abkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation) ist für Europa die Euro-
päische Menschenrechtskonvention (MRK)

13) „Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten", unterzeichnet am 4.11. 1950, 
in Kraft getreten am 3. 9. 1953; im Überblick: Hans-
Jürgen Bartsch, 25 Jahre europäischer Menschen-
rechtsschutz, in: EuR 1979, S. 105—123; Carl H. Lü-
ders, Wie schützt die Straßburger Konvention die 
Menschenrechte?, in: Aus Polititk und Zeitge-
schichte, B 49/78, S. 3—10.
14) Noch nicht ratifiziert haben Spanien und Liech-
tenstein, die erst am 24. 11. 1977 bzw. 23. 11. 1978
dem Europarat beigetreten sind; Frankreich, Grie-
chenland, Malta, Zypern und die Türkei haben das
Individualbeschwerderecht (noch) nicht anerkannt.

11) Im folgenden wird teilweise an Überlegungen 
angeknüpft, die der Verf. an anderer Stelle veröf-
fentlicht hat, vgl. Hans Vorländer, Der Schutz der 
Grundrechte in der Europäischen Gemeinschaft. 
Bestandsaufnahme und Perspektive, in: liberal, Heft 
4 (1979), S. 245—260.
12) Allgemein: Martin Kriele, Die Menschenrechte 
zwischen Ost und West, Köln 1977. 

von besonderer, weil verbindlicher Bedeu-
tung13 ). Die 21 europäischen Unterzeichner-
staaten ), allesamt Mitgliedsstaaten des Euro-
parates, sind durch sie an Grundrechte gebun-
den und haben sich folglich die Respektierung 
von Individualpositionen zur Pflicht gemacht. 
Somit sind auch die neun Mitgliedsländer der 
EG an die MRK gebunden. Ein Teil der Grund-
rechte der MRK — Recht auf Leben, Verbot 
der Folter und Sklaverei, Rechte eines Be-
schuldigten oder Angeklagten im Strafverfah-
ren — sind auf einen umfassenden und poten-
tiell unbegrenzten staatlichen Machtapparat 
zugeschnitten und dürften für die Gemein-
schaft in ihrer derzeitigen Entwicklungsphase 
mit ihren tatsächlichen und rechtlichen Be-
schränkungen uninteressant sein. Eher sind 
die folgenden Rechte der MRK für die Ge-
meinschaft von Bedeutung: das Recht auf Bil-
dung von Gewerkschaften (Art. 11), der Eigen-



tumsschutz (Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls) so-
wie die Freizügigkeit und Niederlassungsfrei-
heit (4. Zusatzprotokoll)15 ). Wieweit jedoch die 
EG selbst unmittelbar an die MRK gebunden 
ist, ob die Akte der Gemeinschaftsorgane Be-
reiche des* Grundrechtsschutzes durch die 
MRK tangieren, ist die Frage, das generelle 
Verhältnis von EG-Grundrechtsschutz und eu-
ropäischem Menschenrechtsschutz das Pro-
blem16 ).

18) Urteil vom 12. 11. 1969, Sammlung (Sig.) der Ent-
scheidungen des EuGH 1969, S. 419. In der Sache
Stauder gegen Sozialamt der Stadt Ulm ging es dar-
um, ob ein Empfänger von Kriegsopferfürsorge zum 
Zweck des gemeinschaftsrechtlich vorgesehenen 
Bezugs verbilligter Butter gezwungen ist, Dritten 
gegenüber seinen Namen zu offenbaren.
19) Urteil v. 17. 12. 1970, Sig. 1970, S. 1125 und Urteil 
v. 14. 5. 1974, Sig. 1974, S. 491. Im ersten Fall ging es 
um eine Gemeinschaftsregelung, die den Verfall 
von Kautionen bei der Nichtausnützung von Aus-
fuhrlizenzen vorsah, im zweiten Fall um die Recht-
mäßigkeit einer Regelung, die den Kläger wegen 
seines geringen Umsatzes von der Belieferung als
Kohlengroßhändler ausschloß.

Im internationalen Rahmen gibt es also vier 
Ebenen des Grundrechtsschutzes:

— Grundrechtsschutz durch nationale Verfas-
sungen und Gesetze,
— Universelle Menschenrechtsgarantien,
— Grundrechtsschutz durch die MRK (Mit-
gliedsstaaten des Europarates),
— Grundrechtsschutz gegenüber Maßnahmen 
und Organen der EG.
Im folgenden geht es hauptsächlich um den 
Schutz der Grundrechte gegen Akte der Or-
gane der EG, jener Gemeinschaft der Neun 
(demnächst Zwölf) also, deren politische Ziel-
vorstellung die Europäische Föderation ist.

III. Die Notwendigkeit des Schutzes der Grundrechte in der EG

Die Europäischen Gemeinschaften üben 
durch ihre Organe hoheitliche Gewalt aus. 
Reglementierend, anordnend, eingreifend tre-
ten sie dem einzelnen gegenüber und begren-
zen seine Entfaltungs- und Wirkungsmöglich-
keiten, vor allem im wirtschaftlichen Be-
reich17 ). Zwar ist es das Ziel der Gemeinschaf-
ten und der ihnen zugrunde liegenden Verträ-
ge, den Raum für die wirtschaftliche Betäti-
gung der „Marktbürger'' (Ipsen) über die Gren-
zen der einzelnen Mitgliedsstaaten hinaus zu 
erstrecken und insoweit größere Freiheit zu 
schaffen, aber diese Freiheit muß vielfach ge-
ordnet und eingegrenzt werden. Dies ist kein 
theoretisches Problem, sondern ein höchst 
praktisches. So kommen z. B. bei Regelungen 
über den Warenverkehr Eingriffe in beste-
hende Verträge vor; diese betreffen die Eigen-
tumsproblematik. Es gibt Anbaubeschränkun-
gen im Bereich der Landwirtschaft, Verarbei-
tungsverbote und Vermarktungsvorschriften. 
Ein bedeutender Teil der Grundrechtsproble-
matik tritt auf bei Richtlinien zur Rechtsan-
gleichung im Rahmen des Art. 100 des Ver-
trags über die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft (EWGV). Die Praxis der konkreten 
möglichen Grundrechtseingriffe, die Untersu-

15) Zur Frage der Gemeinschaftsrelevanz von MRK-
Rechten vgl. Kommission, Memorandum, a. a. O., 
S. 13; Bernhardt, Probleme eines Grundrechtskata-
logs, S. 46; Heribert Golsong, Ist der Katalog der in 
der Europäischen Menschenrechtskonvention ent-
haltenen Grundrechte für die EG verwendbar?, in: 
EuGRZ 1978, S. 346—352; Hans-Werner Rengeling, 
Grundrechtsschutz in den Europäischen Gemein-
schaften: Beitritt der Gemeinschaften zur Europäi-
schen Menschenrechtskonvention?, in: EuR 1979, 
S. 124—137 (hier S. 131/132).
16) Hierzu siehe Punkt VI.2.
17) Vgl. Bernhardt, Probleme eines Grundrechtska-
talogs, a. a. O„ S. 25.

chungsgegenstand des EuGH waren, läßt zwei 
Perspektiven der Grundrechtsproblematik in 
der Gemeinschaftsrechtsordnung erkennen.

1. Grundrechtseingriffe
der Gemeinschaftsinstitutionen

Einmal geht es darum, die Gemeinschaftsan-
gehörigen gegen etwaige grundrechtswidrige 
Eingriffe der eigenen Gemeinschaftsinstitu-
tionen zu schützen. Durch die konstituieren-
den Verträge wurden den Organen der Ge-
meinschaft weitgehende Gesetzgebungs- und 
Entscheidungsbefugnisse im Bereich der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik übertragen. 
Hierbei kann es vorkommen, daß in den Be-
stand von Grundrechten und -freiheiten ein-
gegriffen wird. Als Schutzobjekte kommen in 
Betracht die menschliche Würde (im Fall 
Stauder)18 ), das gewerbliche Eigentum und die 
Berufsfreiheit (in den Fällen Internationale 
Handelsgesellschaft und Nold)19 ). Dazu kom-
men verfahrensrechtliche Grundsätze wie der 
Anspruch auf rechtliches Gehör und die Wah-
rung der Gleichheit der Parteien im Rechts-



streit. Auch im Rahmen der Personalverwal-
tung der Gemeinschaft können grundrechtli-
che Fragen in bezug auf Meinungsfreiheit, 
Gleichbehandlung (im Fall Bertoni)20 ) oder Re-
ligionsfreiheit (im Fall Prais) ) auftauchen.

23) Vgl. Anm. 21.
24) Vgl. Gemeinsame Erklärung (Anm. 8) und die 
Kommission, Beilage 5/76, a. a. O.; dazu ausführli-
cher Punkt VI und VII.
25) Kommission, Memorandum, a. a. O., S. 21.
26) Wie es im Schlußsatz der Präambel zum EWG-
Vertrag heißt Vgl. ferner: Was tut der Europarat 
zum Schutz der Menschenrechte?, Schriften der 
Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 1978.

2. Grundrechtseingriffe
der Mitgliedsstaaten

Zum anderen geht es um die Fälle, in denen 
Angehörige der Gemeinschaft vor nationalen 
Gerichten über Eingriffe eines Mitgliedsstaa-
tes in die Sphäre der ihnen vom Gemein-
schaftsrecht verliehenen und garantierten 
Rechtspositionen Klage erhoben. Solche Fra-
gen sind auf dem Weg über das Vorlagever-
fahren des Art. 177 EWGV zum Gerichtshof 
gelangt. Hierbei geht es vor allem um Maß-
nahmen wie Ausweisung, damit zusammen-
hängendem Freiheitsentzug oder Aufenthalts-
beschränkungen. Diese Probleme stel en sich 
im Zusammenhang mit der Anwendung ge-
wisser Vertragsklauseln, durch welche sich 
die Mitgliedsstaaten Vorbehalten haben, die 
aus der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und 
der Niederlassungsfreiheit fließenden Rechte 
auf Grund der Erfordernisse der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit einzuschränken22 ).
Diese bisher eingetretenen Fälle von Grund-
rechtsberührungen machen die Notwendig-
keit eines umfassenden Grundrechtsschutzes 
im Rahmen der europäischen Gemeinschafts-
rechtsordnung nur zu deutlich. Es ist auch be-
stimmt nicht abwegig anzunehmen, daß die 
Gefahr der potentiellen Grundrechtsberüh-
rung oder -Verletzung um so größer wird, je 
weiter die Integration in Richtung einer Euro-

20) Urteil v. 7.6. 1972, Sig. 1972, S. 345. Es ging hier 
um die besoldungsrechtliche Gleichstellung von 
männlichen und weiblichen Beamten.
21) Urteil v. 27. 10. 1976, Sig. 1976, S. 1589. An einem 
religiösen Feiertag sollte Sich eine religionsaus-
übende Bewerberin um eine Stelle bei der EG zu ei-
nem Vorstellungsgespräch einfinden. Sie erschien 
nicht und wurde daraufhin nicht mehr berücksich-
tigt.
22) V. a. Rutili-Urteil v. 28. 10. 1975, Sig. 1975, S. 1219. 
Dem Kläger wurde eine Einschränkung des Aufent-
haltsrechts auferlegt mit der Begründung der „Stö-
rung der öffentlichen, Ordnung" auf Grund politi-
scher und gewerkschaftlicher Betätigungen. 

päischen Union voranschreitet; dies vor allem 
wegen der damit zwangsläufig anwachsenden 
europäischen Exekutivmacht. Grundrechtsbe-
einträchtigungen werden daher zukünftig 
eher zu- denn abnehmen, und es werden dann 
sicherlich nicht nur wirtschaftliche und so-
ziale Rechte sein, sondern im Zuge der politi-
schen Einigung auch jene sogenannten „klassi-
schen Abwehrrechte". Der Fall Prais23 ) zeigt 
hier den Weg.
Diese Einschätzung teilt nun auch die Kom-
mission der EG in ihrem Memorandum über 
den Beitritt der Gemeinschaften zur MRK. 
Während zuvor von den politischen Organen 
der Gemeinschaft zumeist nur der gegenwär-
tige Grundrechtsstandard als auch für die Zu-
kunft ausreichend gewürdigt wurde 24 ), postu-
liert die Kommission jetzt — unter dem Ein-
druck des fortgeschrittenen und artikulierten 
europäischen Grundrechtsbewußtseins — ei-
nen künftigen „wirksamen Grundrechts-
schutz": „Die Tätigkeit der Gemeinschaftsor-
gane im Rahmen der Verträge kann ange-
sichts von Forderungen der öffentlichen Mei-
nung, einiger letztinstanzlicher Gerichte so-
wie wichtiger Stimmen in der Rechtslehre in 
Übereinstimmung mit den verfassungsrechtli-
chen Grundsätzen sämtlicher Mitgliedsstaa-
ten ohne einen wirksamen Grundrechtsschutz 
auf der Gemeinschaftsebene künftig nur unter 
Schwierigkeiten erfolgreich fortgeführt wer-
den."25 ) Damit soll wohl von Seiten der Kom-
mission nicht ausgedrückt werden, daß der ge-
genwärtig erreichte Grundrechtsstandard un-
zureichend ist, vielmehr soll betont werden, 
daß die fortschreitende Integration den Aus-
bau des Schutzes von Individualrechtsposi-
tionen erforderlich macht — zumindest dann, 
wenn die EG ihrer eigenen Zielbestimmung 
gemäß handelt, durch ihren Zusammenschluß 
Freiheit wahren und festigen zu wollen26 ).



IV. Grundrechtsansätze im geschriebenen Gemeinschaftsrecht

Liegt die Notwendigkeit eines effizienten 
Grundrechtsschutzes somit auf der Hand, muß 
andererseits festgestellt werden, daß die die 
EG konstituierenden Verträge keinen ge-
schriebenen Katalog von Grundrechten ent-
halten. Es finden sich dennoch gewisse Ver-
tragsbestimmungen, teils allgemeiner, teils be-
sonderer Art, die in diesem Zusammenhang 
herangezogen werden können. Ansatzpunkte 
für individuelle Rechtspositionen sind mithin 
vorhanden, und zwar angesichts der primären 
Zielsetzungen der Gemeinschaftsverträge 
vornehmlich im Bereich der wirtschaftlichen 
Entfaltungsmöglichkeiten. Objektive Normen 
zum Schutz des einzelnen stellen vor allem 
folgende Vertragsbestimmungen dar:

— Diskriminierungsverbote (Art. 7, 40, 45, 67, 
79, 95 EWGV),
— Gebote der Gleichstellung der Gemein-
schaftsangehörigen auf den Gebieten des 
Arbeits-, Niederlassungs- und Dienstlei-
stungsrechts (Art. 48, 52, 60 EWGV),

— Gebot der Lohngleichheit für Männer und 
Frauen (Art. 119 EWGV),
— Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art. 48 ff. 
EWGV), Niederlassungsfreiheit (Art. 52 ff. 
EWGV), Freiheit des Dienstleistungsverkehrs 
(Art. 59 ff. EWGV), Freiheit des Kapitalver-
kehrs (Art. 67 ff. EWGV).
Darüber hinaus ist auch zu verweisen auf 
Art. 164 EWGV, nach dem der EuGH die Wah-
rung des Rechts bei Auslegung und Anwen-
dung des Vertrages zu sichern hat. Ähnlich 
Art. 173 EWGV, wonach der EuGH im Rah-
men der Nichtigkeitsklage die Rechtmäßig-
keit des Handelns von Rat und Kommission 
überwacht. Damit sind gewisse rechtsstaatli-
che Prinzipien angesprochen. Auf der Grund-
lage der in den Verträgen enthaltenen grund-
rechtsähnlichen Normen konnte der EuGH 
eine Reihe von für den Grundrechtsschutz be-
deutenden Urteilen fällen. Es ist dieser rechts-
schöpfende Weg, der den Grundrechts chutz 
in der EG zu einem „Maximum-Standard" aus-
bauen will27 ).

V. Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes — 
Der gegenwärtige Grundrechtsstandard

1. Grundrechtsquellen — Urteile

In Ermangelung eines geschriebenen Katalogs 
von Grundrechten in den Verträgen mußte 
der Grundrechtsschutz im Gemeinschafts-
recht von der Rechtsprechung auf dem Wege 
des rechtsfortbildenden Richterrechts gelei-
stet werden. Der EuGH war aufgerufen, die 
Grundrechtslücke zu schließen. Damit aber 
stellte sich das Problem der Grundrechtsquel-
len. Woher sollte man die Grundrechte, die ja 
eben nicht vertraglich fixiert sind, gewinnen, 
um sie in den anliegenden Streitfällen zur An-
wendung zu bringen?
Im Verlaufe seiner Jurisdiktion hat der EuGH 
drei Typen von Quellen herausgearbeitet:
— die allgemeinen Rechtsgrundsätze,
— die gemeinsamen Verfassungsüberlieferun-
gen der Mitgliedsstaaten,
— völkerrechtliche Quellen.

(1) Im Stauder-Urteil vom 12. November 
196928 ) hat der Gerichtshof zum ersten Mal 
ausdrücklich zur Frage des Grundrechtsschut-
zes Stellung genommen und festgestellt, daß 
die Wahrung der Grundrechte zu den allge-
meinen Grundsätzen des Gemeinschafts-
rechts gehöre29 ). Dieser Gedanke wurde im 
Urteil vom 17. Dezember 1970, Internationale 
Handelsgesellschaft30 ), insofern ausgeweitet, 
als hier Bezug genommen ist auf die allgemei-
nen Rechtsgrundsätze, d. h. auf die Grundsätze

27) So Richter Pierre Pescatofe, La protection des 
droits fondamentaux par le pouvoir judiciaire, rap-
port communautaire, Luxembourg 1975, S. 7.
28) Vgl. Anm. 18.
29) Vor 1969 hatte es der Gerichtshof in drei Fällen 
abgelehnt, die (Grund-)Rechtsmäßigkeit von Ge-
meinschaftsakten zu überprüfen? vgl. die Urteile 
vom 4. 2. 1959 (Stork), Sig. 1959, S. 43; v. 15. 7.1960 
(Ruhrkohle), Sig. 1960, S. 885; v. 1.4. 1965 (Sgarlata), 
Sig. 1965, S. 295.
30) Vgl. Anm. 19.



des Rechts schlechthin. Diese allgemeinen 
Rechtsgrundsätze — im französischen Rechts-
raum Prinzipien für eine an Gesetz und Recht 
gebundene Verwaltung — enthalten bei nähe-
rem Zusehen manches, was den Grundrechten 
des nationalen Rechts entspricht oder ihnen 
nahekomt  Die Bedeutung der allgemeinen 
Rechtsgrundsätze im Recht der EG kann in ei-
nem Inventarium der Rechtsprechung des 
EuGH festgehalten werden31 )- Der EuGH 
bringt folgende allgemeine Rechtsgrundsätze 
im Zusammenhang des Grundrechtsschutzes 
zur Anwendung:

34) Vgl. Anm. 22, dazu Albert Bleckmann, in: EuGRZ 
1976, S. 265—267.
35) Vgl. Anm. 8.

— Gleichheitssatz: im Preisrecht; Verbot von 
Sonderlasten; Gleichheit bei der Auferlegung 
öffentlicher Lasten; Gleichheit im europäi-
schen Dienstrecht 
— Recht auf Gehör 
— Grundsatz ne bis in idem (Verbot der dop-
pelten Bestrafung bei ein- und demselben De-
likt)
— Prinzipien von Treu und Glauben
— Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
— Grundsatz der Rechtssicherheit
— Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Ver-
waltung
Die Aufzählung dieser Grundsätze macht die 
Nahe der Rechtsprechung des EuGH zur 
Grundrechtsproblematik sehr deutlich.
(2) Die Verweisung auf die gemeinsamen Ver-
fassungsüberlieferungen der Mitgliedsstaaten 
findet sich zum ersten Mal in dem erwähnten 
Urteil vom 17. Dezember 197 0 32). Gleichzeitig 
ist hier der Hinweis erhalten, daß sich die Ge-
währleistung der individuellen Rechte auch in 
die Struktur und die Ziele der Gemeinschaft 
einfügen müsse. Damit wird zwar einerseits 
der gemeinschaftsbezogene Aspekt des 
Grundrechtsschutzes herausgestellt, gleich-
zeitig jedoch auch eine integrationsfunktio-
nale Einschränkung vorgenommen. Dies er-
scheint in einem gewissen Widerspruch zu der 
grundlegenden Feststellung des sehr wichti-
gen Nold-Urteils vom 14. 33 Mai 1974 ),  wonach

31) Eine frühe Auflistung findet sich bei Pierre Pes-
catore. Les droits de 1'homme et lintCgration euro-
penne, in: Cahiers de droit europeen, 1968, S. 627— 
673 (hier S. 643 f.); auch : Gottfried Zieger, Die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, 
eine Untersuchung der Allgemeinen Rechtsgrund-
sätze, in: JöR NF 2,  S. 299 ff. und Konrad Zweigert, 
Les principes generaux du droit des Etats membres, 
in: Ganshof van der Meersch, Droit des Communau-
täs europennes, Bruxelles 1969, S. 441— 445.

Vgl. Anm. 19.
33) Vgl. Anm. 19.

in der Gemeinschaft keine Maßnahmen als 
Rechtens anerkannt werden können, die mit 
den von den Verfassungen der Mitgliedsstaa-
ten anerkannten und geschützten Grundrech-
ten unvereinbar sind. Diese letzten Ausfüh-
rungen wurden als die Ankündigung eines 
Maximum-Standards gewürdigt, nach dem der 
Gerichtshof die Grundrechte nicht weniger 
streng schützen werde als die Verfassung je-
des einzelnen Mitgliedsstaates.
(3) In dem zuletzt referierten Nold-Urteil fin-
det sich auch der Hinweis auf die völkerrecht-
lichen Quellen: Auch die internationalen Ver-
träge über den Schutz der Menschenrechte 
könnten Hinweise geben, die im Rahmen des 
Gemeinschaftsrechts zu berücksichtigen sei-
en. Im Rutili-Urteil34 ) werden hierzu gewisse 
Bestimmungen der MRK herangezogen.

2. Einschätzung der Rechtsprechung 
des EuGH

— Der Konsens über den erreichten Standard: 
Gesicherter Grundrechtsschutz im gegenwär-
tigen Integrationsstand
Der vom Gerichtshof eingeschlagene Weg der 
fortschreitenden Erzeugung eines Corpus eu-
ropäischer Grundrechte durch Rechtspre-
chung hat in Politik und Wissenschaft fast ein-
hellig Zustimmung gefunden. Ein Konsens 
über den bislang erreichten Grundrechts-
schutz kann konstatiert werden. Dies drückt 
sich vor allem aus in der Gemeinsamen Erklä-
rung des Europäischen Parlaments, des Rates 
und der Kommission35). Darin wird die vorran-
gige Bedeutung unterstrichen, die die politi-
schen Organe der EG der Achtung der Grund-
rechte beimessen, „wie sie insbesondere aus 
den Verfassungen der Mitgliedsstaaten sowie 
aus der Europäischen Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
hervorgehen". Inhaltlich hat diese Erklärung 
nichts Neues gebracht. Ihr Charakter ist eher 
politischer Art; sie dient allenfalls als rechts-
politische Orientierung, indem sie die von der 
Rechtsprechung erzielten Resultate zusam-
menfaßt, bestätigt und verallgemeinert. Damit 
wird dem EuGH zugleich auch eine Bedeu-
tung attestiert, die ihm ohne Zweifel zu-
kommt: Der EuGH hat sich als Motor der Inte-
gration auf juristischem Gebiet herausgebildet 
und erwiesen. Er bemüht die „gemeinsamen 



Verfassungstraditionen" der Mitgliedsstaaten 
für einen effizienten Schutz de

36

s europäischen 
Marktbürgers, er sucht jene europäische Ge-
meinschaftsrechtsordnung zu schaffen, die 
sich mehr auf den einzelnen und seine Frei-
heitsrechte hinorientiert ).

— Die Prädominanz der wirtschaftlich-sozia-
len Rechte
Dieser erreichte Stand des europäischen 
Grundrechtsschutzes durch die Rechtspre-
chung des EuGH wird kaum angezweifelt. 
Grundrechtsschutz in der EG gilt derzeit als 
gesichert. Gleichwohl müssen relativierende 
Einschränkungen gemacht werden, die vor al-
lem von gewisser Relevanz sind für den Zeit-
punkt, wenn die jetzige Integrationsstufe der 
EG überholt sein wird. Es darf nicht verkannt 
werden, daß sich der materielle Gehalt der 
vom EuGH angenommenen und angewandten 
Grundrechte zu einem wesentlichen Teil be-
schränkt auf den wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich. In Rede stehende Grundrechte376) wa-
ren Handels- und Gewerbefreiheit (zwei Fälle), 
Berufsfreiheit (ein Fall), Arbeitnehmer-Freizü-
gigkeit (sechs Fälle) sowie das Eigentumsrecht 
(drei Fälle). Von den klassischen Grundrech-
ten (das Eigentumsrecht kann auch hierzu ge-
rechnet werden) waren dreimal der Gleich-
heitssatz, zweimal persönliche Freiheitsrech-
te, einmal die Religionsfreiheit sowie einmal 
die Unantastbarkeit der menschlichen Würde 
betroffen. Die Prädominanz der tangierten 
wirtschaftlich-sozialen Rechte erleichterte 
dem EuGH seine Tätigkeit; denn jene Indivi-
dualpositionen sind z. T. in den Verträgen ver-
bürgt und entsprechen außerdem der — noch 
vorwiegend — wirtschaftlichen Zielsetzung 
der EG. Die Bewährungsprobe auf die rechts-
schöpfende Grundrechtsanahme  des EuGH 
in den politisch-liberalen Teilhabe- und Ab-
wehrrechten steht indes noch. aus.

36) „Integration by jurisprudence": vgl. Arved Derin-
ger/Jochim Sedemund, Europäisches Gemein-
schaftsrecht, in: NJW 1977, S. 1997; Hans-Peter Ip-
sen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, Tübingen 
1972, S. 374; Robert Lecourt, L'Europe des Juges, 
Bruxelles 1976, S. 219, 309.
37) Hier sind nur die grundlegenden Urteile berück-
sichtigt. Eine Aufstellung sämtlicher relevanter Ur-
teile würde diesen Befund noch eindeutiger bele-
gen.
38) Vgl. hierzu Christoph Sasse, Der Schutz der 
Grundrechte in den Europäischen Gemeinschaften 
und seine Lücken, in: Mosler/Bernhardt/Hilf 
(Hrsg.), a. a. O., S. 57 f.

39) Vgl. dazu Bernhardt, Probleme eines Grund-
rechtskatalogs, a. a. O. und Punkt VI. 3 dieser Aus-
führungen.
40) Die Methode der Grundrechtsgewinnung durch
Rechtsvergleichung basiert z. T. auf der Anwendung 
verschiedener konkurrierender Modelle, die sich 
aneinander stoßen. Albert Bleckmann, Zur Entwick-
lung europäischer Grundrechte, in: DVB1. 1978, 
S. 457—462 unterscheidet das Modell des relativen 
Grundrechtsschutzes, das Modell des maximalen
Grundrechtsschutzes, die Methode des gemeinsa-
men Minimums, die Methode der Interessenabwä-
gung. Bislang ist es in der Rechtsprechung des
EuGH noch nicht zu expliziten Methodenkonflik-
ten gekommen. Doch mit der Ausweitung des 
Grundrechtsschutzes und ihrer gerichtlichen Über-
prüfung verschärfen sich i. d. R. auch die dogmati-
schen Probleme.

— Rechtsdogmatische Vorbehalte
Eine andere kritische Bemerkung ist eher 
rechtsdogmatischer Art 38).  Die Frage ist, ob 
der vom Gerichtshof eingeschlagene Weg 
überhaupt gangbar ist. Offen ist, ob sich aus 
dem Gesichtspunkt der allgemeinen Rechts-
grundsätze weitere konkrete Grundrechtsver-
bürgungen, die notwendig in Schutzbereich 
und Schranken diferenzi ert und konturiert 
sein müssen, herleiten lassen. Zudem sind jene 
„gemeinsamen Verfassungstraditionen der 
Mitgliedsstaaten" gar nicht so gemeinsam wie 
vom EuGH angenommen, sondern eher ver-
schieden, wenn man ihren geschichtlichen 
Verlauf betrachtet39 ). Ebenso weichen die in 
den Verfassungen der Mitgliedsstaaten aner-
kannten und geschützten Grundrechte stark 
voneinander ab. Wie kann auf dieser histo-
risch-politischen Grundlage im methodischen 
Wege der „wertenden Rechtsvergleichung" — 
wie ihn der EuGH vorschlägt — ein europäi-
scher Grundrechtskode herauskristallisiert 
werden, der mehr ist als ein kleinster gemein-
samer Nenner40 )  Ein auf diese Weise anzu-
strebender Maximalstandard würde darin be-
stehen, quer über die Gemeinschaft auf jeden 
Sachverhalt die jeweils weitestgehende auf-
findbare Rechtsgarantie anzuwenden. Dies 
würde im Ergebnis wohl auf einen deutschen 
Grundrechtsexport in die übrige Gemein-
schaft hinauslaufen — keine sehr beglückende 
Option.
Dies alles sind Fragen und Probleme, die z. T. 
schon die rechtspolitische Perspektive betref-
fen, also das, was zukünftig im fortschreiten-
den Integrationsprozeß an Grundrechtsschutz 
wünschenswert und möglich erscheint.



VI. Die rechtspolitische Perspektive

1. Die drei Modelle möglichen Grund-
rechtsschutzes in der „Interimszeit" 
bis zur europäischen Verfassung

Kontrovers war bislang die Perspektive in der 
rechtspolitischen Diskussion um den Schutz 
der Grundrechte in der EG. Einigkeit 
herrschte nur darüber, daß ein europäischer 
Bundesstaat mit einer eigenen europäischen 
Verfassung ohne geschriebene und detail-
lierte Grundrechtsgarantien nicht vorstellbar 
ist. Selbstverständlich gehöre ein Grund-
rechtskatalog an die Spitze einer solchen Ver-
fassung. Doch die Schaffung eines wirklich 
vereinten Europas, mithin einer europäischen 
Föderation mit bundesstaatlicher Verfassung, 
ist wohl derzeit noch dem Bereich der — kon-
kreten? — politischen Utopie zuzurechnen. 
Wie also soll zwischenzeitlich der Grund-
rechtsschutz gestaltet sein41 )

44) Strittig ist, ob die EG unmittelbar an die mate-
riellen Bestimmungen der MRK gebunden ist. Für 
eine unmittelbare Geltung über den (völkerrechtli-
chen) Substitutions- und Sukzessionseffekt Pierre 
Pescatore, Der Grundrechtsschutz in den EG und 
seine Lücken, in: Mosler/Bernhardt/Hilf, a. a. O., 
S. 70; dagegen bspw. Rengeling, a. a. O., S. 129.

Die Kontroverse hat sich durch die in jüngster 
Zeit eingetretene politische Entwicklung et-
was entschärft, die fachwissenschaftliche Aus-
einandersetzung in den Jahren seit 197442)  hat 
die rechtspolitischen Zielvorstellungen der 
Gemeinschaftsorgane beeinflussen können. 
Drei Modelle des Ausbaus
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 des Grundrechts-
schutzes in der EG standen und stehen zur 
Diskus ion. Durch die Entschließung des Eu-
ropäischen Parlaments vom 27. April 1979 und 
das Memorandum der Kommission über den 
Beitritt zur MRK scheint sich eine — zeitliche 
— Rangfolge ergeben zu haben ).

") Die Kategorie der „Interimszeit" ist eine sehr 
vage. Wollte man sie konkretisieren, so könnte man 
sie ansetzen für die Zeit, die beginnt mit der Direkt-
wahl des Europäischen Parlaments, die Schaffung 
einer Europäischen Union umfaßt und mit der Eta-
blierung eines europäischen Bundesstaates endet. 
Wie man sieht, ist dies eine politische Zeitplanung, 
von gewisser Beliebigkeit auf Grund politischer Un-
wägbarkeiten. Dies macht auch die Aussagen der 
politischen Parteien zur Entwicklung eines europäi-
schen Bürgerrechts wenig greifbar. Zeit- und Be-
griffsvorstellungen gehen durcheinander. Zur euro-
päischen Periodisierung vgl. auch den Tindemans-
Bericht, Bulletin der EG, Beilage 1/76.

) Ein BVerfG-Urteil aus dem Jahr 1974 kann als 
gent provocateur" gelten für die wissenschaftli-

chen und politischen Aktivitäten zur Verbesserung 
des europäischen Grundrechtsschutzes; zu diesem 
Urteil unten VI. 3.
" Vgl. unten VII. '

Die Modelle sind:
— die Weiterentwicklung der prätorischen 
Lösung, d. h. also der Garantie gewisser 
Grundrechte durch Richterspruch über den 
Weg des vom EuGH jeweils in concreto aus 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu eruieren-
den Standards,
— die Ausarbeitung eines Grundrechtskata-
logs,
— der Beitritt der EG zur Europäischen Men-
schenrechtskonvention.

2. Der Beitritt der EG zur MRK

— Das Modell
Das letzte Modell, der Beitritt der Gemein-
schaften zur MRK, ist wohl die am kurzfristig-
sten zu realisierende Möglichkeit, weil sie am 
wenigsten umstritten ist. Die Einfügung bzw. 
Übernahme der materiellrechtlichen Bestim-
mungen der MRK in die Gemeinschaftsrechts-
ordnung und damit die Überprüfbarkeit von 
Gemeinschaftsakten durch Komi ssion und 
Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg 
ist wenig problematisch (was nicht für die 
Beitrittsverhandlungen zutreffen muß). Der 
EuGH zieht die MRK bereits jetzt für seine 
Entscheidungen heran, wie er im Rutili-Urteil 
ausgeführt hat; materiellrechtlich gehört der 
Bestand von Individualrechtsverbürgungen 
der MRK quasi zur Gemeinschaftsrechtsord-
nung der EG 44).  Zum anderen haben sich alle 
Mitgliedsstaaten der EG bereits der MRK 
unterworfen; ein Gemeinschaftsangehöriger 
kann also auch dann vor den Instanzen der 
MRK Beschwerde erheben, wenn er sich 
durch einen Gemeinschaftsakt verletzt fühlt 
in seinen Rechten und dieser Akt ein national 
zu verantwortender Hoheitsakt im mitglied-
schaftlichen Vollzug des Gemeinschaftsrech-
tes ist (denn nur dann ist eine Beschwerde im 
Sinne des Art. 1 MRK zulässig, vorausgesetzt 
auch, das Individualbeschwerderecht ist aner-
kannt). Daß es in einem solchen Fall zu einer 44



etwaigen Divergenz zwischen EuGH und den 
Straßburger Instanzen kommen kann, wenn 
der EuGH eine Grundrechtsverletzung ver-
neint, der Gerichtshof der MRK im gleichen 
Fall eine Verletzung der MRK bejaht, ist mehr 
für juristisch-rechtsordnerisches Denken von 
Interesse als für den konkreten Rechtsschutz 
des einzelnen. Was bei Realisierung dieses 
Modells folglich neu wäre, das ist der formelle 
Beitritt der Gemeinschaften als Gemeinschaft 
zur MRK. Damit wäre dann auch formell die 
letztinstanzliche Entscheidungsgewalt der Eu-
ropäischen Kommission für Menschenrechte 
und des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte anerkannt und ein von den Orga-
nen der EG direkt erlassener Akt justitiabel 
gemacht.

— Das Memorandum der Kommission
Seit wenigen Jahren findet die insbesondere 
vom Europäischen Parlament erhobene Forde-
rung nach Beitritt der EG zur MRK (zuletzt die 
Entschließung von April 1979) wachsendes 
Echo. Die Kommission hat mit der Vorlage ih-
res Memorandums diese politische Zielset-
zung respektiert und ihre eigene 1976 formu-
lierte Position der Ablehnung eines Beitritts 
geändert45 ). Die Kommission hält den Beitritt 
der EG zur MRK für rechtlich möglich und po-
litisch wünschenswert: „Das Memorandum 
kommt zu der Schlußfolgerung, daß der Bei-
tritt der Europäischen Gemeinschaft zur MRK 
aus einer ganzen Reihe vo
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n Gründen wün-
schenswert erscheint Keine der sich in die-
sem Zusammenhang stellenden Schwierigkei-
ten erscheint unüberwindlich" (S. 5) ). Als für 
den Beitritt der Gemeinschaften zur MRK 
sprechende Argumente führt die Kommission 
an: 1. Die Konsolidierung der Vorstellung von 
Europa als ein Gebiet der Freiheit und der De-
mokratie (S. 11), 2. die institutionelle Verstär-
kung durch die Unterstreichung der eigen-

45) Bulletin der EG, Beilage 5/76; im folgenden Sei-
tenangaben des Memorandums im fortlaufenden 
Text.
46) Zu den z. T. recht komplizierten Rechtsfragener-
örterungen sei — soweit nicht hier im Text ange-
sprochen — verwiesen auf die einschlägige Fachli-
teratur: Heribert Golsong, Ist der Katalog der in der 
EMRK enthaltenen Grundrechte für die EG ver-
wendbar?, in: EuGRZ 1978, S. 346 ff.; ders., Noch-
mals: Zur Frage des Beitritts der EG zur EMRK, in: 
EuGRZ 1979, S. 70 ff.; Max Sorensen, Berührungs-
punkte zwischen der Europäischen Menschen-
rechtskonvention und dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaften, in: EuGRZ 1978, S. 33 ff.; vgl. auch 
die Beiträge von Klein (S. 160 ff.), Jaenicke (S. 197), 
Frowein (S. 202), Everling (S. 190) in: Mosler/Bern-
hardt/Hilf, a. a. O.; zuletzt Rengeling, a. a. O.

ständigen Rechtspersönlichkeit der Gemein 
schäft bei einem Beitritt zu einem internatio 
nalen Rechts- und Kontrollmechanismu: 
(S. 12), 3. die Verstärkung des Grundrechts 
Schutzes innerhalb der Gemeinschaft. Gerade 
durch den letzten Punkt sieht die Kommissior 
die seit langem erhobene Forderung erfüllt 
die Gemeinschaft an geschriebene Grund 
rechte zu binden: „So richtig und unterstüt 
zenswert nun aber die vom Gerichtshof ent 
wickelte Methode ist, so kann sie doch zumin-
dest einen der Mängel, die sich für die Rechts-
ordnung der Gemeinschaften aus dem Fehler 
eines geschriebenen Grundrechtskatalogs er-
geben, nicht beseitigen: die Unmöglichkeit, im 
vorhinein zu wissen, welches die Freiheits-
rechte sind, die die Gemeinschaftsorgane in 
keinem Fall beeinträchtigen dürfen. Der euro-
päische Bürger hat ein berechtigtes Interesse 
daran, auch gegenüber den Gemeinschaften 
seine Rechte im vorhinein fixiert zu sehen' 
(S. 7). Diese Aussage ist insofern neu, als die 
Kommission bislang die Notwendigkeit 
schriftlich fixierter Rechte für den Grund-
rechtsschutz in der EG verneint hat. So heißt 
es auch: „Vertiefte Überlegungen haben der 
Kommission neuerlich die Nachteile klar wer-
den lassen, die sich aus dem Fehlen eines ge-
schriebenen Katalogs sowohl für das Ansehen 
der Gemeinschaft im allgemeinen als auch für 
den Rechtsschutz des europäischen Bürgers 
ergeben. Die Kommission hat daraufhin ihre 
Haltung überprüft." (S. 8).
Ein großer Teil des Memorandums (S. 12—16) 
ist der Prüfung der Einwände gewidmet, die 
gegen den Gedanken eines Beitritts vorge-
bracht worden sind. So räumt die Kommission 
ein, daß die MRK sowohl dem Wortlaut als 
auch der Entstehungsgeschichte nach allein 
auf die Mitwirkung von souveränen Staaten 
angelegt ist. Dies sei jedoch kein Hindernis für 
die Öffnung dieser Konvention gegenüber ei-
ner internationalen Organisation, die bereit 
sei, ihre Rechtsakte der in der Konvention vor-
gesehenen gerichtlichen Kontrolle zu unter-
werfen, und die nicht den Anspruch erhebe, 
bei der Kontrolle des Schutzes der Menschen-
rechte durch die übrigen Vertragsparteien 
eine aktive Rolle zu spielen. Was die Be-
schwerde nach Art. 24 und 48 MRK (aktives 
Beschwerderecht) anbelange, so vertritt die 
Kommission den Standpunkt, daß die Gemein-
schaft angesichts ihrer begrenzten Befugnisse 
auf dieses Beschwerderecht nur zurückgreifen 
sollte, wenn es sich um Verletzungen seitens 
eines Drittstaates handelt und wenn das be-
treffende Grundrecht mit den Befugnissen der 
Gemeinschaft in enger Berührung steht.



Die Kommission weist weiter nach, daß aus 
Art 13 und 14 keine ernsthaften Hindernisse 
für den Beitritt erwachsen. Die Rechtswegga-
rantie des Art. 13 sei — wenn auch auf ge-
meinschaftsspezifische Weise — gewährlei-
stet. Die Bevorzugung von EG-Bürgern gegen-
über Bürgern aus Drittstaaten durch die EG-
Verträge folge aus den parastaatlichen Funk-
tionen, sie verletze Art. 14 nicht. Die Kommis-
sion geht dann von dem Gedanken aus, daß im 
Fall eines Beitritts zur MRK die zwingende 
Zuständig
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keit des EuGH von Anfang an für 
sämtliche Rechtsakte der Gemeinschaft ak-
zeptiert werden muß. Sie will zwar für eine 
Übergangszeit eine Ausnahmebestimmung 
vorsehen, befürwortet jedoch die Möglichkeit 
der Individualbeschwerde nach Art. 25 ), 
ohne die der Beitritt nur für Drittstaaten von 
Vorteil wäre. Was die Mitwirkung der Ge-
meinschaft in den MRK-Organen betrifft, so 
unterstreicht das Memorandum die Eigen-
ständigkeit der Gemeinschaft und deren 
eigene Rechtspersönlichkeit gegenüber Staa-
ten. Daraus ergibt sich für die Kommission, 
daß die Gemeinschaft sowohl in der Men-
schenrechtskommission wie im Straßburger 
Gerichtshof vertreten sein müßte. Infolgedes-
sen müßten die Art. 20 und 38 MRK geändert 
werden, denen zufolge beiden Organen je-
weils nur ein Vertreter jedes einzelnen Staa-
tes angehören darf.
Politisch steht mit diesem Memorandum der 
Kommission und der Entschließung des Euro-
päischen Parlaments der Beitritt der EG zur 
MRK auf der Tagesordnung. Das Europäische 
Parlament forderte den Brüsseler Ministerrat 
auf, den Beitritt vorzubereiten. Der Minister-
rat selbst „begrüßte" es, daß im Rahmen der 
Neuner-Gemeinschaft die Frage des Beitritts 
geprüft werde. Der Justizminister der Bundes-
republik hat den Beitritt befürwortet 48 ), in 
Frankreich und Irland sind die Meinu
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ngen ge-
teilt, die Briten warten noch ab, nur Dänemark 
hat sich dagegen ausgesprochen ). So 
schwungvoll sich die Beitrittsabsichten poli-
tisch ausnehmen mögen, so schwierig und 
langwierig dürften sich vor allem die Beitritts-
verhandlungen gestalten. Die Kommission 
spricht von „mehreren" Jahren (S. 21).

47) Nur wenn die Gemeinschaft die Individualbe-
schwerde anerkennt, ist mit dem Beitritt eine sub-
stantielle Verbesserung des Grundrechtsschutzes 
verbunden. „Erst durch die Verknüpfung von mate-
riellem Recht und Verfahrensgarantien gewinnt der 
Beitritt seine eigentliche Funktion.“! vgl. Roland Bie-
ber, Bemerkungen zum Memorandum..., in: EuGRZ 
1979. S. 340.
48) Vgl. EuGRZ 1979, S. 66.
49) Vgl. FAZ, 23. 6. 1979, Nr. 143, S. 6.

3. Die Schaffung eines gemeinschafts-
bezogenen Systems von Menschen- und 
Bürgerrechten

Durch den Beitritt der Gemeinschaft zur MRK 
könnte die Lücke zum Schutz der Grund-
rechte mit Hilfe des Europarates vorerst ge-
schlossen werden. Darüber hinaus hätte der 
Beitritt eine europapolitische Bedeutung für 
das Europa der 21, denn Europa ist mehr als 
das organisierte Europa der Neun 50 ). Doch zur 
Integration innerhalb der EG trägt der MRK-
Beitritt nicht viel bei: Mit diesem kleinsten al-
ler drei möglichen Wege zu umfassendem 
Grundrechtsschutz wird durch Instanzenver-
mehrung eine Erweiterung der Rechtsschutz-
garantie erreicht — ein bestimmt nicht gering 
zu achteAder Fortschritt. Aber ein gemein-
schaftsbezogenes System von Bürger- und 
Menschenrechten, ein System innerhalb der 
europäischen Gemeinschaftsordnung, ist da-
mit noch lange nicht geschaffen. Grundrechte 
sind nicht nur Rechtsschutzgarantien, sondern 
auch konstitutive Elemente der öffentlichen 
(hier: europäischen Gemeinschafts-) Ord-
nung 51). Grundrechte haben in einem entste-
henden politischen System eine gestalterische 
Signalfunktion für Bürger und Amtsträger, sie 
haben legitimierende Funktion. Ein Verband, 
der, wie die EG, mit dem Anspruch auftritt, 
eine neben den Staaten (langfristig: staaten-
überwindende) notwendige Organisations-
form zu bilden, kann nur dann existieren und 
sich fortentwickeln, wenn es ihm gelingt, ein 
eigenes Grundrechtssystem für den europäi-
schen Bürger (nicht bloß „Marktbürger") zu 
entwickeln, mithin ein europäisches Men-
schen- und Bürgerrecht.

50) So Günther Gillessen, in: FAZ, a. a. O.
51) So zu Recht Sasse, a. a. O„ S. 58/59, 63.

Unter diesem integrationistischen Aspekt 
geht die Kontroverse über das zuerst disku-
tierte Modell hinaus. Es geht darum, wie in 
Zukunft ein solches gemeinschaftsbezogenes 
Grundrechtsschutzsystem angegangen wer-
den soll: Schutz der Grundrechte auf dem Weg 
der fortschreitenden Grundrechtserzeugung 
durch die Rechtsprechung des EuGH oder 
Schutz der Grundrechte durch einen geschrie-
benen Katalog mit individuellen Verbürgun-
gen?
Die Kommission hat in ihrem Memorandum 
ausgeführt, daß sich die Bemühungen der Ge-
meinschaft letztlich darauf konzentrieren 
müßten, „die Verträge durch einen speziell auf 
die Bedürfnisse der Gemeinschaft zugeschnit-
tenen Grundrechtskatalog zu ergänzen" (S. 5). 



Es ist abzuwarten, ob sich durch diese klare 
Kommissionsmeinung die politisch-wissen-
schaftliche Kontroverse abflacht Immerhin 
hat die Kommission diese Auffassung nicht 
immer vertreten, und es liegen seit langer Zeit 
zwei Denkschulen aus unterschiedlichen 
Grundrechts- und Verfassungstraditionen 
miteinander in Streit.
— Ausbau des Grundrechtsschutzes allein 
durch die Rechtsprechung
In ihrem Bericht zur Europäischen Union 
hatte die Kommission noch die Meinung ver-
treten, es sei wünschenswert, die Gemein-
schaft mit einem eigenen Grundrechtskatalog 
auszustatten. 1976 ist sie davon abgerückt 52).  
Genauso muß die Gemeinsame Erklärung der 
drei politischen Organe gewertet werden, die 
sich der Empfehlung der vergleichenden Stu-
die von Bernhardt anschließen: In Würdigung 
und Bestätigung der bisherigen Rechtspre-
chung des EuGH wird der Weg des rechtsfort-
bildenden Richterrechts im Bereich des 
Grundrechtsschutzes favorisiert. Ein großer 
Teil der juristischen Fachliteratur hat sich die-
sem Votum angeschlossen. Folgende Argu-
mente sind vorgebracht worden:
Zum einen wird der Weg der Rechtsprechung 
als praktikabler und flexibler angesehen. Die 
wertende Rechtsvergleichung könne die ge-
meinsamen Verfassungsüberlieferungen bes-
ser fruchtbar machen, zumal dadurch eine 
Fall-zu-Fall-Behandlung ermöglicht werde. 
Diese richterliche Kasuistik sei die adäquate 
Methode für einen ausbaufähigen Grund-
rechtsschutz. Die anderen Argumente sind zu-
meist Argumente ex negativo, Argumente, die 
aus Nachteilen der Kataloglösung resultieren. 
Das Argument der Zeitgemäßheit führt zu ei-
ner Einschätzung der Aufstellung des Kata-
logs europäischer Grundrechte als verfrüht 
und utopisch, von den Chancen der Realisie-
rung her gesehen. Zudem würden Verhand-
lungen zwischen den Regierungen, die im ge-
genwärtigen rechtlichen Zustand der Gemein-
schaft erforderlich wären für eine Ausarbei-
tung eines Katalogs, zu dilatorischen Formel-
kompromissen und Amputationen des Grund-
rechtsschutzes führen. Nur durch schrittwei-
ses Vorgehen der Rechtsprechung könne ne-
gativer staatlicher Einfluß auf die Ausgestal-
tung der Rechte des europäischen Bürgers zu-
rückgedrängt und verhindert werden, daß Lö-
sungen auf dem Niveau des kleinsten gemein-
samen Nenners herauskommen.

— Schutz durch einen Grundrechtskatalog
Vor allem zwei Urteile nationaler Gerichts-
höfe haben die Kontroverse entflammen las-
sen. Beide intendieren einen umfassenden
Grundrechtsschutz in Katalogform. Es handelt
sich um den vielzitierten „Solange-Beschluß“
des 2. Senats des Bundesverfassungsgerichts
vom 19. Mai 1974 und um ein Urteil des italie-
nischen Verfassungsgerichtshofs 53).  Beide
Entscheidungen weisen auf die Unvollständig-
keit des Grundrechtsschutzes im Rechtssy-
stem der Gemeinschaft hin und behalten des-
halb eine eventuale und letztinstanzliche Kon-
trollbefugnis der nationalen Verfassungsge-
richtsbarkeit für ihren nationalen Bereich vor. 
Das Bundesverfassungsgericht führt in seinem 
Leitsatz aus: „Solange der Integrationsprozeß 
der Gemeinschaft nicht so weit fortgeschritten 
ist, daß das Gemeinschaftsrecht durch einen 
vom Parlament beschlossenen und in Geltung 
stehenden formulierten Katalog von Grund-
rechten enthält, der dem Grundrechtskatalog 
des Grundgesetzes adäquat ist", muß natio-
nales Recht zur Kontrolle angewendet wer-
den. Hier wird also die Entwicklung eines eu-
ropäischen Grundrechtskatalogs zur Voraus-
setzung für die Aufgabe nationaler Kontroll-
befugnisse gemacht 5554) 5).

52) Bulletin der EG, Beilage 5/75, a. a. O., S. 26 und 
Beilage 5/76, a. a. O., S. 16/17.

53) BVerfGE 37, 271 = EuGRZ 1974, S.5; Urteil 
Nr. 183/73 v. 27. 12. 1973 = EuGRZ 1975, 311.
54) Im Widerspruch zu den ausschließlichen Kon-
trollbefugnissen des EuGH und dem Grundsatz der.
Einheit des Gemeinschaftsrechts. Das Urteil des 
BVerfG hat „Unisono-Kritik“ gefunden, vgl. etwa den 
Besprechungsaufsatz von Hans-Peter Ipsen, in: EuR 
1975, S. 1. — Interessant ist, daß das Bundesverfas-
sungsgericht eine späte Genugtuung von Seiten der 
Kommission erfährt. In ihrem Memorandum 
(a. a. O., S. 7) bezieht sie sich zur Begründung ihrer 
Bemühungen um geschriebenen Grundrechtsschutz 
auf das Urteil des BVerfG: dessen Vorgehen „unter-
streicht andererseits aber auch, daß es zumindest ei-
nige höchstrichterliche Gerichte in den Mitglieds-
staaten für notwendig erachten, die Gemeinschaft 
an einen geschriebenen Text zu binden."

55) Eine neue Kampfansage an den EuGH bedeute* 
die Entscheidung Nr. 11604 vom 22.12.1978 des 
Conseil d'Etat Frankreichs (Ablehnung einer Vor-
lage an den EuGH zur Klärung der EG-Richtlinie 
über Sondervorschriften betreffend die Freizügig-
keit der EG-Bürger / Cohn-Bendit-Urteil, EuGRZ 
1979, S. 251); dazu Christian Tomuschat, La justice. 
c'est moi, in: EuGRZ 1979, S. 257: „Der absichtliche 
Rechtsbruch durch Mißachtung der Vorlagepflicht 
... ist ein in der EG neuartiges Phänomen. 
(S. 258).

Die Argumente für einen Katalog lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: Ein Katalog würde 
die Rechtssicherheit erhöhen und der Weiter-
entwicklung des Rechts durch die Rechtspre-
chung eine tragfähige Grundlage verleihen. 



Darüber hinaus würde er das Gewicht der 
Grundrechte nachdrücklich betonen, letzte 
Zweifel über ihre Maßgeblichkeit ausräumen 
und die demokratische Basis des Gemein-
schaftsrechts verstärken. Ein Katalog würde 
schließlich, weil er eine konkrete juristische 
Basis abgäbe, günstigere Voraussetzungen für 
die Ausübung der wirtschaftlichen und sozia-
len Rechte durch die Gemeinschaftsbürger 
schaffen.
— Unterschiedliche Verfassungstraditionen 
— Unterschiedliche Konzeptionen des Grund-
rechtsschutzes
Diese Kontroverse um Grundrechtsschaffung 
durch Rechtsprechung oder einen Katalog ge-
schriebener Grundrechte ist eine — fast — 
rein deutsche Kontroverse. Die breit ange-
legte Diskussion über Bedeutung und Form 
des Grundrechtsschutzes in Europa hat in der 
bundesrepublikanischen juristischen Fach-
welt begonnen und wird dort ausgetragen, fin-
det aber — mit Ausnahme der Reaktionen der 
EG-Organe selbst und der ihnen angehören-
den Wissenschaftler bzw. Europarechtler — 
nirgendwo, in keinem weiteren Mitgliedsland 
der EG ihr gleichwertiges Pendant. Dabei ist 
es best
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immt nicht so, daß in anderen Staaten 
Verwaltung und Gesetzgebung etwa weniger 
grundrechtsfreundlich und weniger rechts-
staatlich wären, obwohl einige Mitgliedsstaa-
ten keinen geschriebenen Katalog von Grund-
rechten haben und eine Verfassungsgerichts-
barkeit nicht kennen ). Handelt es sich also 
um querelles allemandes? Zwei Anmerkungen 
müssen hierzu gemacht werden:
Zum einen: Das Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland hat den Grundrechts-
schutz des einzelnen bekanntlich in einer 
Weise ausgestaltet, die weder in früheren 
deutschen Verfassungen noch in vergleichba-
ren ausländischen Verfassungsordnungen 
eine Parallele findet. Dies gilt weniger für die 
garantierten Rechte selbst, als vielmehr für die 
Art und Weise ihres Schutzes. Gegen alle Ver-
letzungen des einzelnen durch die öffentliche 
Gewalt steht der Rechtsweg offen. Zudem 
kann auf verschiedenen Wegen die Überein-
stimmung von Gesetzen mit der Verfassung 
und den Grundrechten überprüft werden. 
Grundrechtsschutz in der Bundesrepublik 
stützt sich auf zweierlei: Grundrechtsverbür-
gungen und Verfassungsgerichtsbarkeit. Die-
ses Grundrechtssystem ist Kernstück des bun-
desrepublikanischen Staatsverständnisses 

und Antwort auf den Nationalsozialismus, für 
den Menschen- und Bürgerrechte nicht zähl-
ten. Daher die besondere deutsche Empfind-
lichkeit in Grundrechtsfragen, und daher auch 
eine umfassende deutsche Rechtsprechung zu 
den auf diese Weise konkretisierten Grund-
rechten sowie die umfassende Au
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slegung und 
dogmatische Verarbeitung der Grundrechte in 
der deutschen Verfassungslehre. Nur hier fin-
det man Untersuchungen zu den verschie-
denen Funktionen der Grundrechte (Abwehr-
funktion, positive Teilhaberechte, institutio-
neile Garantie, Wertordnung, Drittwirkung 
etc.), zu den Schranken, den Grundrechtsträ-
gern, zur Grundrechtsbindung von Gesetzge-
bung, Verwaltung und Gerichtsbarkeit, zum 
übermaßverbot etc. In den anderen Mitglieds-
ländern der EG steckt diese Dogmatik noch in 
den Anfängen ).
Zum anderen: Diese besondere Sensibilität 
darf natürlich nicht dazu führen, daß sich die 
deutsche Rechtswissenschaft zum praeceptor 
europae in Sachen Grundrechtsschutz macht. 
Hierbei werden zu leicht ganz andere Verfas-
sungstraditionen übersehen. Was in der bun-
desrepublikanischen Rechtsordnung unter 
dem Thema Grundrechte vorgebracht wird, ist 
in anderen Rechtstraditionen einfach ord-
nungsgemäße Verwaltung. So ist dem franzö-
sischen Rechtsdenken etwa die verfassungs-
rechtliche Absicherung eines genau umschrie-
benen Bestandes einzelner Grundrechte ge-
genüber dem Staat fremd. Einen geschlosse-
nen Grundrechtskatalog in der Verfassung 
gibt es nicht, die Präambel verweist auf einige 
libertös publiques. Grundfreiheiten können 
auch als allgemeine Rechtsgrundsätze der 
französischen Rechtsordnung und Rechtstra-
dition immanent sein. Es handelt sich also im 
wesentlichen um Richterrecht und um das me-
thodische Verfahren der allgemeinen Rechts-
grundsätze, dem Verfahren also, durch das der 
EuGH den Grundrechtsschutz in der EG bis-
lang verwirklicht.
In Großbritannien wird — um ein zweites Bei-
spiel heranzuziehen — die Gesetzgebung nur 
durch selfrestraint des Parlaments auf die 
Grundsätze des Rechtsstaates (rule of law) be-
schränkt; gegenüber Verwaltung und Ge-
richtsbarkeit übernehmen das Gesetz und vor 
allem das common law die Funktion der Ver-
fassungsgrundrechte. *

56) Vgl. hierzu und zum folgenden Mosler/Bern-
hardt/Hilf, a. a. O„ S. 85 ff.

57) Vgl. Bleckmann, Zur Entwicklung europäischer
Grundrechte, a. a. O., S. 457; Bernhardt, Probleme ei-
nes Grundrechtskatalogs, a. a. O., S. 29—45, 52—65; 
EuGRZ-Sonderheft 19—22, a. a. O. (Konferenz der 
europäischen Verfassungsgerichte 1978 in Wien).



VII. Chancen für das Europäische Bürgerrecht

Der Schutz der Grundrechte in der EG wird 
bisher von der Rechtsprechung des EuGH 
durch die Methode der fortschreitenden Er-
zeugung eines Corps europäischer Grund-
rechte gewährleistet. Dabei stützt sich der 
EuGH vornehmlich auf allgemeine Rechts-
grundsätze und die „gemeinsamen Verfas-
sungstraditionen" der Mitgliedsstaaten. Somit 
sollte und soll weiterhin ein Maximum-Stan-
dard erreicht werden. Nun zeigt sich, daß jene 
Verfassungsüberlieferungen in ihren konkre-
ten Ausformungen eher verschieden sind, die 
Kontroverse Rechtsprechung oder Katalog 
sich zu einem großen Teil gerade aus dieser 
Unterschiedlichkeit des Rechtsdenkens speist. 
Das methodische Vorgehen des EuGH war 
bislang fruchtbar und effizient, die anliegen-
den Grundrechtsstreitigkeiten konnten zu-
friedenstellend gelöst werden. Mit zunehmen-
der Integration jedoch könnte sich die imma-
nente Beschränktheit des Weges der Grund-
rechtsfortbildung durch Rechtsprechung her-
ausstellen — nicht zuletzt auf Grund der sich 
teilweise widersprechenden methodischen 
Ansätze des EuGH zur Grundrechtserzeu-
gung.
Die Kontroverse um die weitere Ausgestal-
tung des europäischen Grundrechtsschutzes 
dürfte sich durch die Entschließung des Euro-
paparlamentes und das Memorandum der 
Kommission abflachen. Geht es nach den Vor-
stellungen dieser beiden politischen Organe 
der EG, dann kann von einem verbundenen 
Ausbau des Schutzes der Grundrechte in der 
EG gesprochen werden. Die oben dargestell-
ten Modelle — MRK-Beitritt, richterliche 
Rechtsfortbildung, Katalog — stehen nicht 
mehr als wissenschaftlich-theoretische Denk-
möglichkeiten nebeneinander, sondern sie 
sind in eine zeitliche Rangfolge ihrer Realisie-
rung gerückt. Das Europäische Parlament hat 
Rat und Kommission aufgefordert, unverzüg-
lich den Beitritt zur MRK vorzubereiten, 
gleichzeitig wird die Errichtung eines Sach-
verständigenausschusses zur Ausarbeitung ei-
ner Europäischen Charta der Bürgerrechte 
„geplant". Die Kommission hat in ihrem Memo-
randum ausgeführt, daß die ideale Lösung 
darin läge, die Verträge durch einen Grund-
rechtskatalog zu ergänzen. Sie hält dieses Ziel 
jedoch angesichts der Meinungsverschieden-
heiten, „die innerhalb der Mitgliedsstaaten 
über die Ausgestaltung der wirtschaftlichen 
und sozialen Rechte bestehen", für kurzfristig 
nicht erreichbar. Deshalb, und um den Rechts-

schütz des Bürgers „sofort und in möglichst ef-
fizienter Weise" zu stärken, sollte die EG so 
schnell wie möglich an die MRK gebunden 
werden 58).  Die Kommission stellt jedoch klar, 
daß ein Beitritt „weder der Ausarbeitung eines 
speziellen Gemeinschaftskatalogs im Wege 
steht, noch den Europäischen Gerichtshof 
daran hindert, seine vorbildliche und von der 
Kommission stets begrüßte Rechtsprechung 
auf dem Gebiet des Grundrechtsschutzes fort-
zuentwickeln" (S. 8). Mit einer solchen klaren 
politischen Vorgabe ist die Konfliktlinie Bei-
tritt zur MRK oder Grundrechtsfortbildung 
durch Rechtsprechung oder Katalog hinfällig. 
Europaparlament und Kommission setzen zu-
nächst auf Beitritt der EG zur MRK, sodann 
auf die Ausarbeitung eines Katalogs. Aus der 
Grundsatzkontroverse ist damit ein Problem 
der konkreten Ausgestaltung geworden — 
und eine Frage der Zeit, die maßgeblich vom 
europäischen Ministerrat beantwortet werden 
muß, denn nur er kann die erforderlichen Zu-
satzverträge beschließen.
Tatsächlich dürften beide Unternehmungen 
viel Zeit in Anspruch nehmen. Die Kommis-
sion gesteht mehrere Jahre für die Beitritts-
verhandlungen zur MRK ein (S. 21 des Memo-
randums) und setzt sich damit in einen gewis-
sen Widerspruch zu ihrem Argument der 
schnellen und sofortigen Mehrung des indivi-
duellen Rechtsschutzes beim MRK-Beitritt, 
dies vor allem als Argument gegenüber der 
Kataloglösung. Bei der Etablierung einer 
Grundrechts-Charta dürften die Schwierigkei-
ten einer einvernehmlichen Formulierung ge-
schriebener gemeinschaftseigener Grund-
rechte zwar groß, aber nicht unüberwindbar 
sein. Die Schwierigkeiten liegen in der Her-
beiführung eines inhaltlichen Konsenses über 
wirtschaftliche und soziale Grundrechte und 
ihrer richterlichen Durchsetzbarkeit59), in Er-
gänzung eines auf einen Kern definierbarer 
und justitiabler Freiheits- und Abwehrrechte 
zugeschnittenen Schutzsystems. Denkbar 
wäre auch, daß eine solche Kodifikation nicht 
nur mit allgemeinem Geltungsanspruch defi-
nierte und justizförmig gesicherte Individual-
positionen enthielte, sondern auch Rechte 
programmatischen Charakters, die einzel-
staatlicher bzw. EG-supranationaler Gewähr-

58) Kommission, Memorandum, a. a. O., S. 5, 8 und 
passim.
59) Vgl. auch die Bemühungen, die MRK auf wirt-
schaftliche und soziale Rechte auszudehnen; dazu 
Bartsch, a. a. O„ S. 109—114.



leistungsmaßnahmen im Einzelfall bedürften. 
Diese Schwierigkeiten der Schaffung eines 
EG-eigenen Grundrechtskataloges sollten 
sich genauso meistern lassen wie jene des Bei-
tritts zur MRK. Dabei kommt dem gemein-
schaftseigenen Katalog eine größere politi-
sche Bedeutung zu: er hätte integrierende und 
legitimierende Wirkung:
Die EG und die europäische Gemeinschafts-
rechtsordnung kranken noch an einem demo-
kratischen Defizit, das auch nach der Direkt-
wahl nicht beseitigt ist. Die Kommission hat in 
ihrem Bericht zur Europäischen Union zum 
Ausdruck gebracht, daß sie in der Demokratie 
eine der Grundvoraussetzungen für ein Zu-
sammenleben und Zusammenwachsen der 
Mitgliedsstaaten sieht. Und weiter: „Ein unab-
dingbarer Bestandteil jeder Demokratie ist die 
Wahrung und Acht

60

ung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, die allein erst dem Bür-
ger die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit 
ermöglichen. Ohne Anerkennung und Wah-
rung von Menschenrechten und ohne Garan-
tie der Freiheit des Bürgers kann es keine De-
mokratie geben. Dies gilt auch für die Gemein-
schaft." )  Bei der Weiterentwicklung des 
Grundrechtsschutzes in der EG geht es um 
diesen untrennbaren Zusammenhang von De-
mokratie und Grundrechten. Hier ist ein Akt 
der demokratischen Legitimierung grund-
rechtlicher Verbürgungen gefordert. Zudem 
sollte nicht der Integrationseffekt unter-
schätzt werden, der von einem System garan-
tierter Freiheitsrechte ausgeht. Wie1 alle 
Grundrechtssysteme würde auch ein europäi-
sches teilhaben an einem Maß von gemeinsa-
men Wertvorstellungen, es könnte den „euro-
päischen Bürger" aus sich heraus freisetzen. 
Und nicht zuletzt ist ein kodifiziertes europäi-
sches Menschen- und Bürgerrecht ein Sprung

60) Beilage 5/76, a. a. O„ S. 8.

nach vorn. Die Verbürgung von individueller 
Freiheit, bürgerlicher Mitwirkung und gesell-
schaftlicher Teilhabe ist in weitem Maße Ver-
fassungsgestaltung, Voraus-Entwurf für ein 
wachsendes Gemeinwesen 61 ). Grundrechts-
kodifikation wäre der Schritt in eine neue eu-
ropäische Verfassungsqualität. Dies zu beför-
dern, ist eine Aufgabe des direkt gewählten 
Europäischen Parlaments. Hierzu wäre es 
dienlich, wenn die europäischen Parteibünde 
jetzt konkrete Unternehmungen für eine euro-
päische Charta in Angriff nähmen. Nur durch 
konkrete Entwürfe lassen sich die Schwierig-
keiten ermessen, die der Formulierung eines 
Kataloges entgegenstehen. Die Wahlprogram-
me für die erste Direktwahl des Europaparla-
mentes mit ihren Forderungen eines gemein-
schaftsbezogenen Systems von Schutz- und 
Teilhaberechten der Bürger wollen ernst ge-
nommen werden.

Dem EG-Grundrechtskatalog gebührt folglich 
die politische Priorität. Auf die Dauer kann 
das Grundrechtsproblem der Gemeinschaft 
nicht dadurch gelöst werden, daß es an ein 
anderes Schutzsystem angehängt wird. Der 
Schutz durch die MRK ist ein ,aliud'; ein ge-
meinschaftsbezogenes Grundrechtssystem ist 
das allein angemessene für ein auf fortschrei-
tende Integration angelegtes europäisches 
Gemeinwesen. Der Beitritt zur MRK wäre au-
genblicklich zwar eine Verstärkung des 
Rechtsschutzes, ein Alibi für die Hintanstel-
lung der Katalogbemühungen darf es indes 
nicht sein. Hier bleibt das Europäische Parla-
ment aufgefordert und an seine ihm durch 
demokratische Legitimation auferlegte Ver-
antwortung erinnert, den Status des Euro-
päischen Bürgers zu definieren. Die Zeit ist 
reif für das Europäische Bürgerrecht.

61) Vgl. Sasse, a. a. O., S. 60.



Christian Graf von Krockow: Ethik und Demokratie
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/79, S. 3—22
Im bewußten Gegensatz zum Relativismus der Weimarer Reichsverfassung steht die „wehr-
hafte" Verfassung des Bonner Grundgesetzes. Grundprinzipien der Verfassung und der We-
sensgehalt der Grundrechte wurden für unantastbar erklärt Damit entsteht freilich eine 
gefährliche Starrheit, ein Mangel an Zukunftsoffenheit, besonders, wenn die Verfassungs-
interpretation mit inhaltlich bestimmten Grundwerten operiert. Dem Dilemma läßt sich 
nur begegnen, wenn das, was wehrhaft absolut .gesetzt wird, die Offenheit selbst ist, die in 
der Würde des Menschen ihr Fundament hat. So gesehen, lebt Demokratie nicht aus letz-
ten Werten und Wahrheiten, sondern aus der Möglichkeit des Dialogs über sie.
Es folgt, daß demokratische Tugenden nicht originäre Werte verwirklichen, sondern als ab-
geleitete, sekundäre Verhaltensnormen sich darstellen. Sie sind Mittel dazu, die offene 
Ordnung der Freiheit funktionsfähig zu machen und zu erhalten. Aber gerade unter dieser 
Voraussetzung läßt sich zeigen, daß bestimmte Verhaltensnormen Demokratie erst ermög-
lichen und andere, traditionell in Deutschland oft hoch eingeschätzte, sie zerstören.
Ein Problem ist, daß Demokratie als Ordnung des „Vorletzten" von sich aus nicht „Lebens-
sinn“ liefern kann. „Den müssen sich die Bürger schon selber suchen" (W. Scheel). Aber in ei-
ner Zeit, da die Säkularisation in ihrer vordergründigen Vollendung sich selbst aufhebt und 
der Zweifel am „Fortschritt" sich mit neuer, fast verzweifelter Sinnsuche paart, wird es frag-
lich, ob das „Vorletzte" verteidigt werden kann ohne Verankerung und Widerlager im „Letz-
ten“. Die dialektische Spannung von Vorletztem und Letztem wird für uns durch die christ-
liche Überlieferung bezeichnet; zu ihr führen deshalb am Ende die Überlegungen zum Ver-
hältnis von Ethik und Demokratie zurück.

Hans Vorländer: Europäisches Bürgerrecht? Zur Entwicklung des Grund-
rechtsschutzes in der Europäischen Gemeinschaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/79, S. 23—37
Die Europäische Gemeinschaft kennt keinen geschriebenen Katalog von Grundrechten. (In 
den die EG konstituierenden Verträgen sind lediglich einzelne Grundrechtsansätze enthal-
ten, die sich zu einem wesentlichen Teil auf den Bereich wirtschaftlicher Entfaltungsmög-
lichkeiten beschränken.) Gleichwohl besteht die Notwendigkeit des Schutzes der Grund-
rechte in der EG. Denn die Praxis hat hinlänglich gezeigt, daß sowohl die Organe als auch 
die Mitgliedsstaaten der EG Individualrechtspositionen der EG-Bürger verletzen können. 
Auf diesem Hintergrund hat sich in jüngster Zeit eine lebhafte Diskussion um einen mög-
lichst effizienten Grundrechtsschutz innerhalb der Gemeinschaftsrechtsordnung entwik-
kelt. Konsens herrscht darüber, daß der Grundrechtsschutz im gegenwärtigen Integrations-
stand der EG gesichert ist. Auf längere Sicht geht es aber um ein gemeinschaftsbezogenes 
System von Menschen- und Bürgerrechten, um das Europäische Bürgerrecht
Ausgangspunkt der Darstellung sind Überlegungen zum politischen Stellenwert des 
Grundrechtsschutzes in der EG, zum völkerrechtlichen Schutz der Menschenrechte, zur 
Notwendigkeit des Grundrechtsschutzes in der EG sowie zu den Ansätzen von Grund-
rechtsverbürgungen im geschriebenen Gemeinschaftsrecht. Danach folgt eine Bestands-
aufnahme und Einschätzung des gegenwärtigen, tatsächlichen Grundrechtsstandards in der 
Gemeinschaft. Schließlich wird die rechtspolitische Perspektive aufgezeigt Die mit euro-
päischen Grundrechtsfragen befaßte wissenschaftliche und politische Publizistik hat zwei 
Entwicklungsmöglichkeiten ins Auge gefaßt: den Beitritt der EG zur Europäischen Men-
schenrechtskonvention sowie die Formulierung eines Katalogs geschriebener Grundrech-
te. Der Beitritt zur Menschenrechtskonvention würde ohne Zweifel den Grundrechts-
schutz in der EG verbessern, gleichwohl gebührt — nach Ansicht des Autors — dem EG-
eigenen Grundrechtskatalog wegen seiner integrierenden und legitimierenden Funktion 
die politische Priorität.
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